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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie der Landesregierung
zur Korruptionsprivention
in der Landesverwaltung Brandenburg

Vom 7. Juni 2011
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Anlage 1 - Handlungsanleitung zur Feststellung der korrup-
tionsgefahrdeten und gesteigert korruptionsgefahr-
deten Arbeitsbereiche sowie zur Durchfithrung einer
Risikoanalyse

Anlage 2 - Verhaltenskodex gegen Korruption

Anlage 3 - Indikatorenkatalog

Anlage 4 - Muster einer Niederschrift tiber die Verpflichtung
der Auftragnehmerseite nach dem Verpflichtungs-
gesetz

Anlage 5 - Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Férderung von
Tétigkeiten des Bundes durch Leistungen Privater

Korruption kann wegen ihrer die Wirtschaft und Gesellschaft
insgesamt zerstorenden Kraft nicht als Ubel hingenommen ver-
den, das als zwangsldufig zu akzeptieren wire. Korruption un-
tergribt das Vertrauen der Biirgerinnen und Biirger in die In-
tegritét und die Funktionsfahigkeit des Staates und v erursacht
dartiber hinaus erhebliche volkswirtschaftliche Schéden.

Korruption im Sinne dieser Richtlinie ist jeder Missbrauch einer
amtlichen Funktion zugunsten eines anderen auf dessen Veran-
lassung oder aus Eigeninitiative zur Erlangung eines Vorteils fiir
sich oder eine/n Dritte/n. Ebenso ist Krruption ein insoweit kor-
respondierendes Verhalten auf der Geberseite, mit dem der Miss-

brauch einer amtlichen Funktion bezweckt oder bewirkt wird be-
ziehungsweise werden soll.

Grundlage langfristig erfolgreicher Korruptionsbekdmpfung ist
die friihzeitige Préavention. Um eine erfolgreiche Korruptions-
pravention und -bekdmpfung zu ge wihrleisten, miissen alle
Stellen zusammenwirken, denen die Pravention und Aufdeckung
korruptiver Praktiken méoglich ist.

Deshalb beschlieft die Landesregierung folgende Richtlinie:
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2.1

2.2

Zielsetzung

Ein Ziel der 6f fentlichen Verwaltung ist es, auftretende
Korruptionsfille nicht nur konsequent zu verfolgen, son-
dern auch mit Hilfe vorbeugender Maflnahmen der Kor-
ruption nachhaltig entgegenzuwirken und aufgetretenen
Korruptionsfillen konsequent zu begegnen. Die vorlie-
gende Richtlinie soll dabei die Grundlage fiir den Schutz
und die Sensibilisierung aller Beschéftigten, hinsichtlich
der Korruptionsgefahren und zugleich Richtschnur Hand-
lungsanleitung und Hilfestellung sein, um behdrden- und
fachspezifisch die notwendigen Maflnahmen zur Korrup-
tionspriavention und auch zur K orruptionsbekdmpfung
treffen zu kénnen.

Ziel aller korruptionspraventiven Mafnahmen ist es, Kor-
ruption unmoglich zu machen. Dieses Ziel kann erreicht
werden, wenn die obersten Landesbehorden jeweils fiir ih-
ren Geschiftsbereich individuell angepasste Préaventions-
konzepte entwickeln und konsequent umsetzen. Im Ubri-
gen ist bei Mafinahmen zur Korruptionspravention den je-
weiligen organisatorischen und fachlichen Besonderhei-
ten Rechnung zu tragen. DerVerhaltenskodex gegen Kor-
ruption (Anlage 2) ist in den Behorden verbindlich.

Anwendungsbereich

Die Richtlinie gilt fiir alle Behorden und Einrichtungen
des Landes sowie fiir Landesbetriebe. Fiir die Gerichte
und die Staatsanwaltschaften gilt die Richtlinie, soveit sie
Verwaltungsaufgaben wahrnehmen; im Ubrigen tref fen
die Présidentinnen und Présidenten der Obergerichte und
der Generalstaatsanwalt des Landes Brandenbur g Maf3-
nahmen zur Korruptionsprévention in ihrem Geschéftsbe-
reich in eigener Verantwortung.

Das Land wirkt als Anteilseigner von Unternehmen in ei-
ner Rechtsform des privaten Rechts, an denen es allein
oder mit Mehrheit beteiligt ist, darauf hin, dass das Unter-
nehmen geeignete MaBinahmen der K orruptionspraven-
tion ergreift. Der Aufsicht des Landes Brandenburg unter-
stehenden Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des
offentlichen Rechts wird empfohlen, Maflnahmen zur
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Korruptionspréavention auf der Grundlage dieser Richtli-
nie zu ergreifen.

Korruptionsgefihrdete Arbeitsbereiche

Die korruptionsgefahrdeten und gesteigert korruptions-
gefdhrdeten Arbeitsbereiche sind in re gelmédBigen Ab-
stinden sowie aus gegebenem Anlass (wesentliche orga-
nisatorische Verinderungen in Verbindung mit Anderun-
gen der Aufgabeninhalte oder verfahrensmiBige Ande-
rungen; korruptionsrelevante Vorfélle in den Arbeitsbe-
reichen) durch die Dienststelle festzustellen.

Als korruptionsgefahrdet ist jeder Arbeitsbereich anzuse-
hen, in dem Informationen vorhanden sind oder Entschei-
dungen getroffen werden, die fiir Dritte auflerhalb der un-
mittelbaren Landesverwaltung einen materiellen oder im-
materiellen Vorteil darstellen oder einen Nachteil bedeu-
ten kénnen. Ein Korruptionsrisiko besteht insbesondere
bei den Aufgaben, die mit Auflenkontakten zu Biirgerin-
nen und Biirgern und Wirtschaft verbunden sind. Ein Kor-
ruptionsrisiko ist immer dann zu bejahen, wenn Beschéf-
tigten fiir ihre Tétigkeit ein Vorteil durch Dritte zugewen-
det werden kann, auf den sie keinen gesetzlichen oder ta-
riflichen Anspruch haben.

Korruptionsgeféhrdet sind insbesondere die Personen in
Arbeitsbereichen, in denen:

a) Auftrige vergeben werden,

b) Vertrige abgeschlossen und Leistungen {iberw acht,
bestitigt und als sachlich und rechnerisch richtig be-
scheinigt werden,

¢) Haushaltsmittel bewirtschaftet werden,

d) tiiber Konzessionen, Auflagen, Genehmigungen, Ge-
bote und Verbote entschieden wird,

e) Gebiihren und Abgaben festgesetzt und erhoben wer-
den,

f) Fordermittel und Zuschiisse bewilligt werden,

g) Kontrollen und Aufsichtstétigkeiten durchgefiihrt wer-
den,

h) Vorginge mit vertraulichen Informationen bearbeitet
werden oder der Zugang zu vertraulichen Informatio-
nen besteht, die fiir Dritte v on Bedeutung sein kon-
nen.

Die Einschétzung, ob ein Arbeitsplatz beziehungsweise
Dienstposten korruptionsgefahrdet ist, gilt unabhéngig
von der Person, die die jeweilige Stelle besetzt. Sie betht
allein auf objektiven, aufgabenbezogenen Merkmalen.

Eine gesteigerte Korruptionsgefidhrdung liegt vor, wenn

a) haufige AuBenkontakte zu einem bestimmten Perso-
nenkreis bestehen, der von der Entscheidung des Be-
schéftigten Vor- oder Nachteile zu erwarten hat,

b) der mogliche Vorteil fiir eine/n Dritte/n oder eine/n
Beschiftigte/n einen bedeutenden materiellen oder
immateriellen Wert hat oder der mogliche Nachteil

flir eine/n Dritte/n oder eine/n Beschéftigte/n erheb-
lich ist, wie zum Beispiel bei einer Strafe, Gefahrdung
der beruflichen Existenz oder der Gefdhrdung des
Fortbestandes der betroffenen Institution.

Fiir die gesteigert korruptionsgefidhrdeten Arbeitsberei-
che ist eine Analyse der auf den k onkreten Arbeitsplatz
beziehungsweise Dienstposten bezo genen Korruptions-
gefdhrdung einschlieBlich der Wirksamkeit der vorhande-
nen Sicherungen vorzunechmen (Risikoanalyse). Im Rah-
men dieser Risikoanalyse sind unter anderem dieArbeits-
abldufe, die Handlungs- und Entscheidungsspielrdume,
die Dienst- und Fachaufsicht sowie interne Kontrollen zu
beriicksichtigen. Die Risik oanalyse ist spétestens nach
flinf Jahren zu wiederholen. Wenn Sicherungsliicken fest-
gestellt werden, sind unverziiglich entsprechende Préaven-
tivmafinahmen einzuleiten. Bei w esentlichen Organisa-
tions- oder Aufgabenverdnderungen in gesteigert korrup-
tionsgefdhrdeten Arbeitsbereichen ist die Risik oanalyse
insoweit erneut durchzufiihren.

Zur Sicherstellung, dass v ergleichbare Arbeitsbereiche
der Dienststellen hinsichtlich der Merkmale der Korrup-
tionsgefahrdung einheitlich zugeordnet werden, kann die
als Anlage 1 der Richtlinie beigefiigte Handlungsanlei-
tung zur F eststellung der k orruptionsgefdhrdeten und
gesteigert korruptionsgefdhrdeten Arbeitsbereiche gemal3
Nummer 3.4 sowie zur Durchfiihrung einer Risikoanalyse
gemifl Nummer 3.5 angewendet werden. Die Ergebnisse
der Feststellung und der Risikoanalyse sowie eventuelle
FolgemafBnahmen sind in einem abschlieBenden Gesprich
mit den betroffenen Arbeitsbereichen zu erldutern.

Stabsstelle ,,Korruptionspriivention in der Landesver-
waltung Brandenburg*

Zum Zweck der Intensivierung der Korruptionspraven-
tion und -bekdmpfung und als zentrale Ansprechperson
fiir Beschéftigte der Landesverwaltung und Biirgerinnen/
Biirger hat das Ministerium des Inner n eine Stabsstelle
eingerichtet.

Zu ihren Aufgaben gehoren:

a) Erarbeitung von Korruptionspriaventions- und Spon-
soringvorschriften fiir die Landesverwaltung,

b) Kontakt zu den Antikorruptionsbeauftragten der Res-
sorts und Durchfiihrung der Erfahrungsaustausche,

c) Erfahrungsaustausch mit der Schw erpunktstaatsan-
waltschaft zur Bekdmpfung der Korruptionskrimina-
litdt in Neuruppin und der Gemeinsamen Emittlungs-
gruppe Korruption (GEG Korruption),

d) Beantwortung von Parlamentsanfragen zum Thema
Korruptionspriavention und Sponsoring, sofern nicht
nur ein anderes Ressort allein angesprochen ist,

e) Offentlichkeitsarbeit zum Thema Korruptionspriven-
tion und Sponsoring,

f) Erstellung des Sponsoringberichtes (Zw eijahresbe-
richt der Landesverwaltung) und
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g) Mitwirkung bei der K onzeption von landeseigenen
Aus- und Fortbildungsveranstaltungen.

Ansprechpartner/in fiir Korruptionsprivention - Anti-
korruptionsbeauftragte/r

In jeder obersten Landesbehdrde ist als Ansprechperson
fiir Korruptionspravention eine Antikorruptionsbeauf-
tragte/ein Antikorruptionsbeauftragter (AKB) nebst Stell-
vertretung filir den Geschéftsbereich zu bestellen. Jede
oberste Landesbehorde entscheidet fiir ihren Geschifts-
bereich, ob fiir Behdrden des ihr nachgeordneten Bereichs
insoweit eigenverantwortlich handelnde Antikorruptions-
beauftragte bestellt w erden. Zwischen der Stabsstelle
.Korruptionspravention in der Landesv erwaltung Bran-
denburg” und den AKB der obersten Landesbehorden,
zwischen den AKB der obersten Landesbehdrden und den
AKB ihrer nachgeordneten Bereiche findet jeweils ein re-
gelmdBiger Informations- und Erfahrungsaustausch statt.

Die/Der AKB und ihre/seine Stellvertretung sind von der
jeweiligen Dienststellenleitung zeitlich begrenzt auf min-
destens zwei Jahre zu bestellen. Nachgeordnete Behorden
melden der obersten Landesbehdrde die Bestellung und

Bestellungsdauer eigener AKB und deren Stellvertretung.

Die/Der AKB soll mindestens die Befdhigung fiir die
Laufbahn des gehobenen Dienstes oder eine vergleichbare
Ausbildung aufweisen. Zur Gewihrleistung einer fundier-
ten Beratung der Beschiftigten und als Ansprechperson
flir Biirgerinnen und Biirger soll sie/er die dafiir erforder-
liche fachliche und soziale Kompetenz besitzen. Eine lang-
jéhrige Berufserfahrung und gro3e Verwendungsbreite im
offentlichen Dienst sind von Vorteil. Ihre/Seine sonstigen
dienstlichen Aufgaben miissen mit dem Amt vereinbar
sein. Sie/Er darf in Disziplinar verfahren wegen Korrup-
tion nicht mit der Durchfiihrung des Verfahrens und auch
grundsitzlich nicht mit der Aufkldrung des Sachverhalts
beauftragt werden. Beschéftigte der personalverwaltenden
Stellen diirfen nicht mit der Funktion der/des Antikorrup-
tionsbeauftragten beauftragt werden. Beschéftigte der In-
nenrevision sollen ebenfalls nicht mit der Funktion der/des
Antikorruptionsbeauftragten beauftragt werden.

Der/Dem AKB sind insbesondere folgende Aufgaben zu
ibertragen:

a) Beratung der Dienststellenleitung in Fragen der Kor-
ruptionspréavention,

b) Ansprechperson fiir Beschéftigte (auch ohne Einhal-
tung des Dienstweges), Biirgerinnen und Biirger fiir ih-
re grundsétzliche Beratung ohne Einzelfallbearbeitung
sowie alle Dienststellen auch bei Korruptionsverdacht,

¢) Aufkldrung und Sensibilisierung der Beschiftigten,

d) Beobachtung und Bewertung von Korruptionsanzei-
chen,

e) Unterbreitung von Vorschldgen fiir interne Untersu-
chungen und zu Mainahmen ge gen Verschleierung
nach vorheriger Abstimmung mit den Strafwerfolgungs-
behorden im Falle eines k onkreten Korruptionsver-
dachts,
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f) Beratung der Dienststelle bei der Durchfiihr ung der
Risikoanalyse (siche Nummer 3.5),

g) Laufende Analyse von Schwachstellen in der dienst-
betrieblichen Organisation der K orruptionspréven-
tion,

h) Unterbreitung von Vorschldgen fiir geeignete Praven-
tionsmafinahmen.

Die/Der AKB ist der jeweiligen Dienststellenleitung zu-
geordnet, hat ein unmittelbares Vortragsrecht und unter-
steht nur deren Dienst- und F achaufsicht. Im Ubrigen
nimmt sie/er die aufgrund dieser Richtlinie zugewiesenen
Aufgaben eigenverantwortlich wahr.

Die Dienststelle/n hat/haben die/den fiir sie zustdndige/n
AKB zur Durchfiihrung ihrer/seiner Aufgaben rechtzeitig
und umfassend zu informieren, insbesondere bei korrup-
tionsverdédchtigen Vorfillen. Die/Der AKB hat iiber die
ihr/ihm bekannt ge wordenen persénlichen Verhiltnisse
von Beschiftigten, auch nach Beendigung ihrer/seiner
Amtszeit, Stillschweigen zu bewahren; dies gilt nicht ge-
geniiber der Dienststellenleitung, Strafverfolgungsbehor-
den und Gerichten bei einem be griindeten Korruptions-
verdacht.

Akten mit personenbezo genen Daten, die bei der/dem
AKB entstehen, sind hinsichtlich der nach § 10 des Bran-
denburgischen Datenschutzgesetzes zu tref fenden tech-
nisch-organisatorischen Mainahmen wie P ersonalakten
zu behandeln.

Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken
und sonstigen Vorteilen

Der Ubergang von kleinen Gefilligkeiten oder Aufmerk-
samkeiten zur Korruption ist oft flieBend, denn Korrup-
tion beginnt hdufig mit der Annahme von Belohnungen,
Geschenken, Aufmerksamkeiten und Begiinstigungen.

Nach § 42 Absatz 1 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes
(BeamtStG) diirfen Beamtinnen und Beamte, auch nach
Beendigung des Beamtenverhéltnisses, keine Belohnun-
gen, Geschenke und sonstigen Vorteile fiir sich oder eine
dritte Person in Bezug auf ihr Amt fordern, sich verspre-
chen lassen oder annehmen. UberAusnahmen entscheidet
gemil § 57 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes (LBG)
die oberste oder letzte oberste Dienstbehorde oder die sn
ihr bestimmte Behorde. Nach § 3 Absatz 3 des Tarifver-
trages fiir den Offentlichen Dienst der Linder (TVL) diir-
fen die Tarifbeschéftigten von Dritten Belohnungen, Ge-
schenke, Provisionen oder sonstige Vergiinstigungen mit
Bezug aufihre Tatigkeit nicht annehmen. Ausnahmen
sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers moglich.

Naheres zum Verbot der Annahme von Belohnungen, Ge-
schenken und sonstigen Vorteilen regelt eine Verwal-
tungsvorschrift'.

Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie gilt die ,,V erwaltungsvor-
schrift iber die Annahme von Belohnungen und Geschenken durch Beschif-
tigte des Landes Brandenburg® vom 12. April 1996 (ABI. S. 418).
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Sensibilisierung sowie Aus- und Fortbildung der Be-
schiftigten

Die Beschéftigten sind mit dem Thema Korruption ver-
traut zu machen. Neben dem v erbindlichen Verhaltens-
kodex gegen Korruption (Anlage 2) dient dazu die Anla-
ge 3 (Indikatorenkatalog) dieser Richtlinie. Das Bewusst-
sein fiir die Korruptionsproblematik ist insbesondere mit
folgenden MaBinahmen auszubauen:

Im Zusammenhang mit der Ablegung des Diensteids be-
ziehungsweise mit der Einstellung sind die Beschiftigten
tiber den Unrechtsgehalt und die dienst-, arbeits- und
strafrechtlichen Folgen der Korruption sowie liber die ein-
schldgigen Regelungen iiber das Verbot der Annahme von
Belohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen zu be-
lehren. Die Belehrung ist zu dokumentieren.

Sensibilisierung ist in Form der personlichen Ansprache
am wirksamsten. In Dienstbesprechungen haben die Vor-
gesetzten die Bedeutung der Korruptionspravention, die
Erscheinungsformen der Korruption und die sich daraus
ergebenden Konsequenzen regelmiflig und soweit mog-
lich aufgrund konkreter Vorkommnisse zu verdeutlichen.
Neben der Information iiber die priventiven Maflnahmen
sowie dienst-, arbeits- und strafrechtlichen Rgelungen ist
es wichtig, sich liber Beobachtungen der Beschiftigten zu
Schwachstellen im Préventionssystem auszutauschen und
gemeinsam Gegenmalnahmen zu entwickeln.

Die Dienststellenleitung und die/der AKB sollen die Be-
schéftigten in geeigneter Weise, etwa durch Mitarbeiter-
schreiben oder {iber das Intranet, iiber die Gesamtthema-
tik informieren und sensibilisieren.

Die Beschiftigten in gesteiger t korruptionsgefihrdeten
Arbeitsbereichen sind durch Vorgesetze regelmifig tiber
die einschldgigen Regelungen wie zum Beispiel {iber das
Verbot der Annahme von Belohnungen, Geschenken und
sonstigen Vorteilen, die grundsitzlich bestehende Anzei-
gepflicht fiir Nebentdtigkeiten (§ 40 BeamtStG, §§ 83 ff.
LBG, § 3 Absatz 4 TV-L) sowie Sanktionen bei Versto3en
zu unterrichten. Die Unterrichtung ist zu dokumentieren.

Das Thema Korruption ist in der landeseigenen Aus- und
Fortbildung zielgruppenorientiert und angemessen zu be-
handeln. Entsprechende Qualifizierungsangebote sollen
vorgehalten werden. Sowohl die/der AKB als auch die

Vorgesetzten sollen die Beschiftigten in gesteiger t kor-
ruptionsgefihrdeten Arbeitsbereichen auf entsprechende
Fortbildungsangebote aufmerksam machen. Vorgesetzte
sowie Beschéftigte in gesteigert korruptionsgefdhrdeten
Arbeitsbereichen sollen in re gelméfBigen Abstdnden an
entsprechenden Fortbildungsveranstaltungen teilnehmen.
Dies kann auch durch entsprechende Handreichungen so-
wie E-Learning-Angebote erfolgen. Neben den einschlé-
gigen Rechtsvorschriften sowie den dienst-, arbeits- und
strafrechtlichen Konsequenzen in Korruptionsfillen sol-
len insbesondere die Erscheinungsfor men der K orrup-
tion, die damit verbundenen Gefahrensituationen, Mal-
nahmen zur Korruptionspriavention, die Fahigkeit, Kor-

8.1

8.2

8.3
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ruption oder Manipulation zu erk ennen, sowie der Um-
gang mit K onfliktsituationen und Verdachtsmomenten
Gegenstand von Aus- und FortbildungsmaBnahmen sein.

Pflichten der Dienst- und Fachvorgesetzten

Die Bestellung einer/eines AKB ersetzt nicht die Pflicht
der Fach- oder Dienstvorgesetzten, Korruptionsanzeichen
konsequent und eigenverantwortlich zu begegnen. Zu die-
ser Wahrnehmung von Fiihrungsaufgaben gehoren in ge-
steigert korruptionsgefdhrdeten Aufgabenbereichen die
Verstiarkung von Kontrollen (zum Beispiel Vorgangs-
kontrolle durch Wiedervorlagen und Abschlussvermerke,
stichprobenweise Uberpriifung von Ermessensentschei-
dungen). Durch den Einbau von Interventionskompeten-
zen (zum Beispiel durch die Einrichtung v on Innenre-
visionen) kénnen zudem zuféllige und stichprobenhafte
Kontrollen erleichtert werden. Kontrollmafinahmen die-
nen auch dem Schutz der Beschiftigten und solletAuf3en-
stehenden deutlich machen, dass eine hoheAufdeckungs-
wahrscheinlichkeit besteht.

Die Fachvorgesetzten haben auf Korruptionsindikatoren
zu achten und infor mieren bei konkretem Korruptions-
verdacht, das heif3t bei nachvollziehbaren Hinweisen auf
korruptives Verhalten, die/den AKB und die/den Dienst-
vorgesetzte/n. Die Fachvorgesetzten stehen fiir ihre Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter jederzeit fiir Gesprache zur
Verfiigung, wenn aus dem Kreis der Beschiftigten An-
zeichen fiir Korruption vorgetragen werden. Ein Indika-
torenkatalog ist als Anlage 3 beigefiigt.

Auch wegen ihrer Vorbildfunktion sind alle Vorgesetzten
gehalten, selbstkritisch und zuriickhaltend mit den sich
aus ihrem Amt ergebenden Gepflogenheiten (auch politi-
scher oder protokollarischer Art) umzugehen und jeden
duBeren Anschein einer moglichen unlauteren Beeinfluss-
barkeit zu vermeiden.

Mehr-Augen-Prinzip und Transparenz

Die Transparenz der Vorgangsbearbeitung und Entschei-
dungsfindung ist durch eindeutige Zustindigk -eitsrege-
lungen und die klare Abgrenzung von Entscheidungs-
kompetenzen sowie durch eine liickenlose, klare und ver-
stindliche verfahrensbegleitende Dokumentation sicher-
zustellen. Unterstiitzt wird dies durch IT -gestiitzte Vor-
gangskontrollen und klare Unterschriftsregelungen.

In gesteigert korruptionsgefiahrdeten Arbeitsbereichen ha-
ben die Fachvorgesetzten die Anwendung des Mehr-Au-
gen-Prinzips durch Beteiligung mehrerer (in der Re gel
zwei) Beschéftigter oder Organisationseinheiten im Wege
der Mitpriifung sicherzustellen. Die Wahrnehmung des
Mehr-Augen-Prinzips erfolgt in gegenseitiger Verantwor-
tung und stellt eine ,,Kontrolle* zum eigenen Schutz und
zum Schutz der Kolleginnen und Kollegen dar. Kontrolle
ist daher kein Vertrauensverlust. Sofern das Mehr-Augen-
Prinzip ausnahmsweise nicht einzuhalten ist, sind andere
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korruptionspraventive Mallnahmen entsprechend zu stér-
ken.

Rotation

In gesteigert korruptionsgefihrdeten Arbeitsbereichen soll-
te die Verwendungszeit der Beschéftigten auf einen Zeit-
raum von maximal sieben Jahren begrenzt werden. Dem
Wechsel des Dienstpostens oder einesArbeitsplatzes steht
eine Anderung des Aufgabenzuschnittes gleich, mit der
sichergestellt ist, dass sich die Zustidndigleit der Beschaf-
tigten in ihren neuen Arbeitsbereichen auf einen anderen
Personenkreis erstreckt. Die Rotation ist inhaltlich, zeit-
lich und organisatorisch so zu gestalten, dass sie nicht zu
unvertretbaren Nachteilen fiir die Funktionsfahigkeit des
betroffenen Bereiches fiihrt.

Eine Uberschreitung der festgelegten Verwendungszeit soll-
te nur aus besonderen dienstlichen Griinden moglich sein
und bedingt zwingend die Stirkung anderer korruptions-
préaventiver Maflnahmen (zum Beispiel v erstérkte Kon-
trollen). Die Griinde fiir eine Uberschreitung derVerwen-
dungszeit sind zu dokumentieren, die/der AKB ist zu in-
formieren.

Arbeitsabliaufe

Um korruptivem Zusammenarbeiten zwischen Amtstra-
gern und Dritten vorzubeugen, sind komplexere Vorginge
(zum Beispiel BaumafBinahmen) oder zeitlich weit ausein-
anderliegende EinzelmaBnahmen (zum Beispiel Subven-
tionsvergabe/-abrechnung) - so weit fachlich und wir t-
schaftlich vertretbar - verschiedenen Organisationseinhei-
ten beziehungsweise verschiedenen Bearbeiterinnen/Be-
arbeitern innerhalb einer Einheit zuzuordnen.

Nebentitigkeiten

Uber Nebentitigkeiten von Beschiftigten der &ffentlichen
Verwaltung besteht fiir Dritte die Moglichk eit, personli-
che Beziechungen zu Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter n
aufzubauen und fiir korrupte Handlungen zu nutzen. Das
geltende Nebentitigkeitsrecht wirkt Loyalitétskonflikten,
die im Rahmen von Nebentétigkeiten entstehen konnen,
entgegen. Nach § 40 BeamtStG ist eine Nebentétigk eit
grundsétzlich anzeigepflichtig. Dies gilt lediglich nicht
fiir die in § 85 Absatz 1 Satz 1 LBG genannten Nebenté-
tigkeiten. Zu diesen gehdren auch unentgeltliche Neben-
tatigkeiten, die allerdings in den Féllen des § 85Absatz 1
Satz 2 LBG doch anzuzeigen sind. Die oberste Dienstbe-
horde oder die von ihr bestimmte Stelle kann aus begriin-
detem Anlass, wozu auch ein Korruptionsverdacht geho-
ren kann, von der Beamtin/dem BeamtenAuskunft grund-
sdtzlich auch iiber eine ausgelibte anzeigefreie Nebenti-
tigkeit verlangen. Ergéinzend gelten bis zum Erlass einer
Verordnung nach § 93 LBG gemal § 137 Absatz 1 LBG
die §§ 4, 5Absatz 3 und die §§ 6 bis 13 der Bundesneben-
tatigkeitsverordnung in der am 8. April 2009 geltenden
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Fassung’ entsprechend. Gemil3 § 86 Absatz 1 Satz 2 LBG
hat die oberste Dienstbehérde oder die von ihr bestimmte
Stelle eine Nebentidtigkeit insbesondere auch dann einzu-
schranken oder ganz oder teil weise zu verbieten, wenn
diese mit der im Hauptamt ausgeiibten Tatigkeit in einem
gesteigert korruptionsgefihrdeten Arbeitsbereich (verglei-
che Nummer 3) im Zusammenhang stehen kann. Ahnli-
ches gilt fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Nach
§ 3 Absatz 4 TV-L haben die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer (Tarifbeschiftigte) Nebentétigkeiten gegen
Entgelt ihrer Arbeitgeberin/ihrem Arbeitgeber rechtzeitig
vorher schriftlich anzuzeigen. Die Arbeitgeberin/ Der Ar-
beitgeber kann die Nebentétigk eit untersagen oder mit
Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfiillung
der arbeitsvertraglichen Pflichten der Tarifbeschéftigten
oder berechtigte Interessen der Arbeitgeberin/des Arbeit-
gebers zu beeintrachtigen. Fiir Nebentétigk eiten im 6f-
fentlichen Dienst kann eine Ablieferungspflicht nach den
Bestimmungen, die bei der Arbeitgeberin/beim Arbeit-
geber gelten, zur Auflage gemacht werden.

Bei Um- oder Versetzung in einen korruptionsgefdhrdeten
Arbeitsbereich sind die Voraussetzungen fiir dieAusiibung
der Nebentitigkeit erneut zu priifen. Sie ist - mit den in

§ 86 Absatz 3 LBG genannten Ausnahmen - dann geméf
§ 86 Absatz 2 LBG einzuschrianken oder ganz oder teil-
weise zu verbieten, soweit bei ihrer Ausiibung dienstliche
Interessen beeintrachtigt werden. Wird sie nicht einge-

schrinkt oder ganz oder teilweise verboten, so ist darauf
hinzuweisen, dass im Falle einer spéter auftretenden Inte-
ressenkollision der Dienstherr sofort hieriiber zu informie-
ren ist. Auch bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
ist erneut zu priifen, ob die Voraussetzungen fiir die Aus-
iibung einer Nebentitigkeit vorliegen, sofern sie/er mit ei-
ner Aufgabe in einem korruptionsgefiahrdeten Arbeitsbe-
reich betraut wird. Bei einer Beeintrdchtigung der Erfiil-
lung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Tarifbeschaf-
tigten oder der berechtigten Interessen der Arbeitgebe-
rin/des Arbeitgebers ist die Nebentétigkeit zu untersagen
oder mit Auflagen zu versehen (§ 3 Absatz 4 Satz 2TV-L).

Verhalten bei Korruptionsverdacht

Bei einem konkreten Korruptionsverdacht, das heif3t bei
nicht nur auf Vermutungen griindenden Hinweisen auf
mogliches korruptives Verhalten, hat jede und jeder Be-
schiftigte unverziiglich die/den Dienstv orgesetzte/n zu
unterrichten. Eine Unterrichtung der Dienstvorgesetzten
unterbleibt, wenn gegen diese selbst ein Verdacht besteht.
In diesem Fall ist der oder die ndchsthohere Dienstvorge-
setzte zu unterrichten. Bereits beim Vorliegen von Anhalts-
punkten fiir ein k orruptives Verhalten sollten sich die

Beschiftigten an die/den AKB wenden. Das Recht, beim
Vorliegen eines durch Tatsachen begriindeten Verdachts
einer Korruptionsstraftat unmittelbar Anzeige bei einer
Strafverfolgungsbehdrde zu erstatten (§ 37 BeamtStG),

Dies entspricht der Bundesnebentitigkeitsverordnung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 12. November 1987 (BGBI. I S. 2376), die zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBI. I S. 160) gedndert wor-
den ist.
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wird hierdurch nicht eingeschrinkt. Auch Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer kdnnen aus allgemeinen Gund-
sdtzen in diesen Féllen - soweit nicht wissentlich unwahre
oder leichtfertig falsche Angaben gemacht werden - regel-
mifBig unmittelbar eine Anzeige bei den Strafv erfol-
gungsbehorden erstatten.

Soweit Personen betroffen sind, die zum Umgang mitVer-
schlusssachen erméchtigt sind, haben die Dienstworgesetz-
ten auch die Geheimschutzbeauftragten zu infor mieren.

Die Dienststellenleitung hat, ge gebenenfalls in Abstim-
mung mit der vorgesetzten Dienststelle, nachvollziehbare
Hinweise auf korruptives Verhalten unmittelbar nach Be-
kanntwerden der Schwerpunktstaatsanwaltschaft zur Be-
kdmpfung der Korruptionskriminalitdt in Neuruppin oder
der Gemeinsamen Ermittlungsgruppe (GEG Korruption)
anzuzeigen. Die Priifung, ob aufgrund einer Anzeige ein
Anfangsverdacht begriindet ist, obliegt allein der Staats-
anwaltschaft. Ein Anfangsverdacht setzt dabei v oraus,
dass zureichende tatsdchliche Anhaltspunkte im Sinne
konkreter Tatsachen vorliegen, die es als nach kriminalis-
tischer Erfahrung moglich erscheinen lassen, dass eine
verfolgbare Straftat begangen worden ist oder noch an-
dauert. An die Annahme des Anfangsverdachts diirfen
keine tiberzogenen Anforderungen gestellt werden, weil
die Erforschung des Sachverhalts gerade Gegenstand des
Ermittlungsverfahrens ist, dessen Aufgabe es auch sein
kann, Verdachtsmomente zu entkraften. Auf eine frithzei-
tige und umfassende Information der Staatsanwaltschaft
oder der GEG K orruption ist hinzuwirken. Strafverfol-
gungsbehorden sind in ihrer Er mittlungsarbeit zu unter-
stiitzen. Die Behorden, Einrichtungen und Landesbetrie-
be haben die Staatsanwaltschaft auf deren Ersuchen hin
und unter Beriicksichtigung der Belange ihrer Dienststel-
len mit fachkundigem und geeignetem Personal zu unter-
stiitzen.

Werden nachvollziehbare Hinweise auf korruptives Ver-
halten zundchst verwaltungsintern tiberpriift, ist darauf zu
achten, dass spdtere Ermittlungen der Strafverfolgungs-
behorden nicht gefahrdet, insbesondereTatbeteiligte nicht
gewarnt werden. Nach Unterrichtung der Strafverfolgungs-
behorden obliegt diesen die weitere Aufklarung des Sach-
verhalts in strafrechtlicher Hinsicht. Vorbeugende Maf3-
nahmen gegen eine Verschleierung (zum Beispiel Entzug
bestimmter laufender oder abgeschlossener Vorgénge, Si-
cherung des Arbeitsraums, der Aufzeichnungen mit dienst-
lichem Bezug oder der Arbeitsmittel) sind nur in Abstim-
mung mit den Strafverfolgungsbehérden durchzufiihren.
Die Zustindigkeit fiir dienst- und arbeitsrechtliche Maf-
nahmen bleibt unberiihrt.

Bei Beamtinnen/Beamten sind umgehend die notw endi-
gen disziplinarrechtlichen Mafinahmen einzuleiten und
bei Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmern von arbeitsrecht-
lichen SanktionsmafBnahmen k onsequent Gebrauch zu
machen. Die oder der Dienstvorgesetzte soll vor Einleitung
dienstrechtlicher Mafinahmen das Benehmen mit den zu-
stindigen Strafverfolgungsbehdrden herstellen, damit de-
ren Ermittlungen nicht gefahrdet werden.

13.6 Ist ein Schaden eingetreten, sind Schadensersatzansprii-
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che gegen Beschiftigte und Dritte in jedem Fall sorgfal-
tig und umfassend zu priifen und gegebenenfalls konse-
quent durchzusetzen. Die beamtenrechtlichen und arteits-
rechtlichen Schadensersatzregelungen sind strikt anzu-
wenden.

Vergabeverfahren

Die vergaberechtlichen Vorschriften (insbesondere Vor-
schriften des Haushaltsrechts, Vergabeverordnung, Ge-
setz gegen Wettbewerbsbeschrankungen und Vergabe- und
Vertragsordnungen) enthalten Bestimmungen, die Mani-
pulation und Korruption verhindern beziehungsweise er-
schweren. Bei der Vergabe offentlicher Auftrige sind sie
strikt einzuhalten. Unabhéngig von der Art des Vergabe-
verfahrens ist durch die Dokumentation der einzelnen
Stufen des Vergabeverfahrens und die Begriindung der ge-
troffenen Entscheidungen fiir ein transparentes Verfahren
Sorge zu tragen.

Planung, Vergabe und Abrechnung sind - soweit fachlich
und wirtschaftlich vertretbar - getrennten Organisations-
einheiten zu tibertragen.

Formliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen

Wirken private Unternehmen, zum Beispiel Architekten-

oder Ingenieurbiiros, bei der Ausfithrung von Aufgaben

der 6ffentlichen Hand mit, sind die einzelnen Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer dieser Unternehmen - soweit

erforderlich - nach demVerpflichtungsgesetz vom 2. Mirz

1974 (BGBL. I S. 469, 547), geéndet durch § 1 Nummer 4
des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBI. I S. 1942), auf
die gewissenhafte Erfiillung ihrer Obliegenheiten aus dem

Auftrag zu verpflichten. Die verpflichteten Personen wer-

den strafrechtlich Amtstragerinnen/Amtstridgern gleich-

gestellt. Das Muster einer Verpflichtungserklirung ist als

Anlage 4 beigefiigt.

Sponsoring

Fiir das Sponsoring wird die Bundesre gelung entspre-
chend angewandt. Die Allgemeine Verwaltungsvorschrift
zur Foérderung von Tiétigkeiten des Bundes durch Leistun-
gen Privater (Sponsoring, Spenden und sonstige Schen-

kungen) vom 7. Juli 2003 (Anlage 5) gilt unter der Ma@-
gabe einer angemessenen Regelung der Zusténdigkeit, die
nicht die Benennung einer/eines Sponsoringbeauftragten
erfordert (Nummer 3.3 der Verwaltungsvorschrift). Res-
sortspezifische oder iiber greifende Regelungen fiir die

Hochschulen (Drittmittelforschung) b leiben unberiihrt.

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt amTag nach der Ver6ffentlichung im
Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft.
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Anlage 1

Handlungsanleitung

zur Feststellung der korruptionsgefihrdeten und gesteigert
korruptionsgefihrdeten Arbeitsbereiche sowie zur Dur ch-
filhrung einer Risikoanalyse

Folgende Vorgehensweise wird empfohlen:

1. Planungsphase/Konzeptionsphase:

Umfang: Wer soll befragt/welche Arbeitsbereiche be-
trachtet werden?

Vorgehensweise: Welche Methoden sollen v erwendet
werden (z. B. Fragebogen, Befragung, Aktenstudium
u. a. Geschéftsverteilungsplane)?

Wer sollte beteiligt werden (z. B. Personalbereich, Orga-
nisationsbereich, Innenrevision)?

Erarbeitung Fragebogen;

Festlegung der Ablaufschritte

Erhebungsphase:

Information der Beschiftigten;

- Verteilung Fragebogen bezichungsweise Befragung der
Beschiftigten;
- Beantwortung Nachfragen

Auswertungsphase:

- Plausibilisierung: Stimmen die Angaben mit der Akten-
lage tiberein?

- Auswertung der erhobenen Daten: Wird eine Korrup-
tionsgefahrdung bejaht?

- Erlauterung der Er gebnisse der F eststellung und der
Risikoanalyse sowie eventueller Malnahmen in einem
abschlielenden Gespréich mit den betroffenen Arbeits-
bereichen

Erarbeitung von Verinderungs- und Verbesserungsvor-
schléigen zur Korruptionsprivention in der Dienststelle

Die néchste regelméflige beziehungsweise erneute Fest-
stellung/Risikoanalyse

Zuordnung der Arbeitsbereiche nach Korruptionsgefihrdung

Grundlage fiir die Zuordnung (Nummer 3.1 sowie Nummer 3.2 der Richtlinie):

Zur Feststellung, ob ein Arbeitsbereich korruptionsgefahrdet ist, kann die Abfrage 1 verwendet werden:

-Abfrage 1 -
Kriterien nach Nummer 3.3 der Richtlinie

(Bitte fiir den Arbeitsbereich Zutreffendes ankreuzen!)

Datum der Erhebung:

Arbeitsbereich:
(z. B. Organisationseinheit/Referat)

ja nein gef. Anmerkungen

a)

Werden Auftrige vergeben?

b)

Werden Vertrige abgeschlossen und Leistungen iiberwacht, bestétigt und als sach-
lich und rechnerisch richtig bescheinigt?

©)

Werden Haushaltsmittel bewirtschaftet?

d)

Wird iiber Konzessionen, Auflagen, Genehmigungen, Gebote und Verbote ent-
schieden?

Werden Gebiihren und Abgaben festgesetzt und erhoben?

Werden Fordermittel und Zuschiisse bewilligt?

2)

Werden Kontrollen und Aufsichtstatigkeiten durchgefiihrt?

h)

Werden Vorgdnge mit vertraulichen Informationen bearbeitet oder besteht der Zu-
gang zu vertraulichen Informationen, die fiir Dritte von Bedeutung sein kdnnen?

Hinweis:
Wenn in mindestens einem Fall der Abfrage 1 eine zutreffende Feststellung getroffen wurde, handelt es sich um einen korrup-
tionsgefihrdeten Arbeitsbereich.
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Feststellung der gesteigert korruptionsgefihrdeten
Arbeitsbereiche/Arbeitsplitze beziehungsweise Dienstposten

Grundlage fiir die Feststellung der gesteigerten Korruptionsgefihrdung
(Nummer 3.4 der Richtlinie)

Zur Feststellung, ob in einem korruptionsgefahrdeten Arbeitsbereich gesteigert korruptionsgeféhrdete Arbeitspléatze und Dienstposten
bestehen, kann die Abfrage 2 verwendet werden:

- Abfrage 2 -

Datum der Erhebung:

(Fiir den Arbeitsplatz/Dienstposten zutreffende
Feststellungen bitte ankreuzen!)

Korruptionsgefihrdeter Arbeitsbereich:
(z. B. Referat)

Kriterien nach Nummer 3.3 der Richtlinie: Arbeitsplatz/

Dienstposten 1

Arbeitsplatz/
Dienstposten 2

Arbeitsplatz/
Dienstposten 3

ggf. Hohe der zu
bewirtschaftenden
Haushaltsmittel

Bestehen bei einer Tatigkeit nach Nummer 3.3 der
Richtlinie hdufige AuBlenkontakte zu einem bestimm-
ten Personenkreis, der von der Entscheidung der/des
Beschiftigten Vor- oder Nachteile zu erwarten hat?

Hat der mogliche Vorteil fiir eine/n Dritte/n oder die/
den Inhaber/in des Arbeitsplatzes/Dienstpostens bei
einer Tétigkeit nach Nummer 3.3 der Richtlinie einen
bedeutenden materiellen oder immateriellenWert (z. B.
Ehrenamt, Prestige, g roere Einflussmoglichkeiten)
oder

ist der mdgliche Nachteil fiir eine/n Dritte/n oder
eine/n Beschéftigte/n erheblich, wie z. B . bei einer
Strafe, Gefahrdung der beruflichen Existenz oder der
Gefdhrdung des Fortbestandes der betroffenen Institu-
tion?

Ergebnis:

Gesteigert korruptionsgefihrdet sind die rechts an-
gekreuzten Arbeitspliitze/Dienstposten des eingangs
genannten korruptionsgefihrdeten Arbeitsbereiches.

Uber die Merkmale der Abfrage 2 hinaus kénnen blgende zusitzliche Fragen im Rahmen der (arbeitsplatzbezagenen) Analyse
der Korruptionsgefihrdung des oben festgestellten konkreten gesteigert korruptionsgefihrdeten Arbeitsplatzes oder Dienst-
postens von Bedeutung sein, die dem Erfassen besonders korruptionsgefihrdeter Arbeitsvorginge und bereits vorhandener
Sicherungen dienen sollen:

Zusiitzliche Fragen im Rahmen der Abfrage 2 (bitte mit ja oder nein beantworten!) Gesteigert korrup-| Gesteigert korrup-
tionsgefahrdeter | tionsgefdahrdeter
Arbeitsplatz/ Arbeitsplatz/
Dienstposten Dienstposten

1. Gibt oder gab es in dem personenbezagenen Arbeitsgebiet Korruptionsfélle?

Haben Dritte versucht, die Entscheidungen einer Inhaberin/eines Inhabers dieses Arbeits-

gebietes zu beeinflussen?

3. Gibt es Erkenntnisse iiber Korruptionsfille in anderen Dienststellen bei vergleichbaren

Arbeitsgebieten?

4. Sind die Arbeitsabliufe fiir das Arbeitsgebiet konkret geregelt?
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5. Ist der Arbeitsplatz beziechungsweise Dienstposten mit besonderen Handlungs- und Ent-
scheidungsfreirdumen verbunden?

6. Istdie Befugnis der Entscheidung nach dem Auftragsvolumen oder sonstigen Wertigkeiten
gestaffelt?

7. Sind die Bearbeitung und Entscheidung bei dem arbeitsplatzbezagenen Arbeitsgebiet ab-
schlieend?

8. Ist die Dienst- und Fachaufsicht gewéhrleistet?

9. Gibt es im Arbeitsgebiet neben der personlichen Integritit weitere Barrieren gegen Kor-
ruption:

a) Welche Kontrollinstanzen (dienststellenintern) sind vorhanden (z. B. Innenrevision)?

b) Wird das Mehr-Augen-Prinzip bei der Entscheidungsfindung genutzt?

¢) Sind Mitzeichnungen zur Entscheidungsfindung durch andere Organisationseinheiten
vorgesehen?

10. Ist die Transparenz der Entscheidungsfindung z. B. durch Vorgangskontrollen, durch ein-
deutige Zustdndigkeitsregelungen, durch genaue und vollstédndige verfahrensbegleitende
Dokumentation (Protokolle, Vermerke, Berichte, ordnungsgeméfe Aktenfithrung) sicher-
gestellt?

11. Besteht die Pflicht, eine Entscheidungsfindung auch dann transparent zu machen, wenn die
Zustimmung einer vorgesetzten Person oder einer mitwirkungsberechtigten anderen Orga-
nisationseinheit oder Person erforderlich ist?

12. Besteht die Pflicht, eine Entscheidungsfindung transparent aktenkundig zu machen, dass
sie von einer Revisionsinstanz nachvollzogen werden kann?

13. Sind VerstoBe gegen Regelungen (z. B. Haushalts-, Vergaberecht) bekannt?

14. Liegen Beanstandungen einer Kontrollinstanz (z. B. Landesrechnungshof) vor?

15. Welche weiteren Sicherungs- und Prév entionsmafinahmen wéren aus Threr Sicht noch denkbar beziehungs weise sind noch
erforderlich? (Bitte nachstehend darlegen!)

Fiir den gesteigert
korruptionsgefihrdeten
Arbeitsplatz/Dienstposten ............

Fiir den gesteigert
korruptionsgefihrdeten
Arbeitsplatz/Dienstposten ............

Hinweise zur Analyse
der Wirksamkeit der arbeitsplatzbezogenen vorhandenen Sicherungen
fiir gesteigert korruptionsgefihrdete Arbeitsplitze/Dienstposten

Grundlage fiir die Analyse
(Nummer 3.5 der Richtlinie):

Die Analyse der Wirksamkeit der vorhandenen Sicherungen kann nach der Abfrage 3 erfolgen:

Abfrage 3 (Bitte mit ja oder nein beantworten beziehungsweise ausfiihrlich darlegen!) Datum der Durchfiihrung
der Analyse: .......cocveievienienenieieeeeee

Arbeitsbereich: ............cocooiiieiin.
(z. B. Referat)

Gesteigert korruptionsgefdhrdete
Arbeitsplatze/Dienstposten:

Waurde die/der Beschiftigte auf dem gesteiger t korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienst-
posten mit dem Thema Korruption vertraut gemacht?
(Nummer 7.1 der Richtlinie)
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Ist die/der Beschéftigte auf dem gesteigert korruptionsgefdhrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten
regelmiBig iiber die einschldgigen Regelungen wie z. B. tiber das Verbot der Annahme von Be-
lohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen, die grundsétzlich bestehende Anzeigepflicht
fiir Nebentitigkeiten sowie Sanktionen bei Verstdf3en unterrichtet worden?

(Nummer 7.3 der Richtlinie)

Waurde die Unterrichtung dokumentiert?
(Nummer 7.3 der Richtlinie)

Wurde die/der Beschéftigte auf dem gesteiger t korruptionsgefdahrdeten Arbeitsplatz/Dienst-
posten auf entsprechende Fortbildungsangebote aufmerksam gemacht?
(Nummer 7.4 der Richtlinie)

Hat die/der Beschiftigte auf dem gesteiget korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten
in regelmédfBigen Abstinden an Fortbildungsveranstaltungen zum Thema Korruptionspréven-
tion teilgenommen?

(Nummer 7.4 der Richtlinie)

Waurden verstirkte Kontrollen (z. B. Vorgangskontrolle durch Wiedervorlagen und Abschlussver-
merke, stichprobenweise Uberpriifung von Ermessensentscheidungen) gegeniiber der/dem Be-
schaftigten auf dem gesteigert korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten vorgenommen?
(Nummer 8.1 der Richtlinie)

Sind Interventionskompetenzen, z. B. durch eine Innenrevision vorhanden?
(Nummer 8.1 der Richtlinie)

Sind eindeutige Zustindigk eitsregelungen und die klare Abgrenzung von Entscheidungs-
kompetenzen vorhanden?
(Nummer 9.1 der Richtlinie)

Ist eine liickenlose, klare und v erstdndliche verfahrensbegleitende Dokumentation auf dem
gesteigert korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten sichergestellt?
(Nummer 9.1 der Richtlinie)

Sind IT-gestiitzte Vorgangskontrollen fiir den gesteigert korruptionsgefédhrdeten Arbeitsplatz/
Dienstposten vorhanden?
(Nummer 9.1 der Richtlinie)

Sind fiir den gesteigert korruptionsgeféahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten klare Unterschrifts-
regelungen vorhanden?
(Nummer 9.1 der Richtlinie)

Ist die Anwendung des Mehr-Augen-Prinzips durch Beteiligung mehrerer (in der Regel zwei)
Beschiftigter oder Organisationseinheiten im Wege der Mitpriifung fiir den gesteigert korrup-
tionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten sichergestellt?

(Nummer 9.2 der Richtlinie)

Wird auf dem gesteigett korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten regelméBig Personal-
rotation durchgefiihrt?
(Nummer 10.1 der Richtlinie)

Werden die durch die Inhaberin/den Inhaber des gesteiger t korruptionsgeféhrdeten Arbeits-
platzes/Dienstpostens zu bearbeitenden komplexeren Vorgénge (z. B. BaumafBinahmen) oder
zeitlich weit auseinanderliegenden Einzelmafinahmen (z. B Subventionsvergabe/-abrechnung)
- soweit fachlich und wirtschaftlich vertretbar - verschiedenen Organisationseinheiten bezie-
hungsweise verschiedenen Bearbeitern innerhalb einer Organisationseinheit zugeordnet?
(Nummer 11 der Richtlinie)

Waurden die ggf. vorliegenden Nebentitigkeitsanzeigen der/des Beschiftigten auf dem gesteigett
korruptionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten gepriift?
(Nummer 12 der Richtlinie)

Welche weiteren Sicherungs- oder Praventionsmafinahmen wiren fiir den gesteigert korrup-
tionsgefahrdeten Arbeitsplatz/Dienstposten denkbar?
(Nummer 3.5 Satz 4 der Richtlinie)

Wurden die Ergebnisse der Feststellung und der Risik oanalyse sowie eventuelle Folgemal-
nahmen in einem abschlieBenden Gespriach mit der/dem betrof fenen Inhaberin/Inhaber des
Arbeitsplatzes/Dienstpostens erldutert?

(Nummer 3.6 Satz 2 der Richtlinie)

Der spiteste Termin fiir die nichste regelmiiflige Risikoanalyse:
(Nummer 3.5 Satz 3 der Richtlinie)
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Anlage 2
Verhaltenskodex gegen Korruption

Dieser Verhaltenskodex soll die Beschéftigten auf Gefhrensitua-
tionen hinweisen, in denen sie ungewollt in Korruption verstrickt
werden konnen. Weiterhin soll er die Beschéftigten zur pflichtge-
mafBen und gesetzestreuen Erfiillung ihrerAufgaben anhalten und
ihnen die Folgen von korruptem Verhalten vor Augen fiihren:

Korruption schadet allen, Korruption beschadigt das Ansehen
des Staates und seiner Beschaftigten.

Korruption ist kein Kavaliersdelikt; sie flhrt direkt in die Straf-
barkeit.

Korruption fangt schon bei kleinen Gefélligkeiten an.
Korruption macht abhéngig.

Korruption macht arbeitslos.

Daher:

1. Seien Sie Vorbild: Zeigen Sie durch Ihr Verhalten, dass Sie
Korruption weder dulden noch unterstiitzen.

2. Wehren Sie Korruptionsversuche sofort ab und informieren
Sie unverziiglich Thre Vorgesetzte/Thren Vorgesetzten und
die/den Antikorruptionsbeauftragte/n.

3. Vermuten Sie, dass jemand Sie um eine pflichtwidrige Be-
vorzugung bitten will, so ziehen Sie eine K ollegin/einen
Kollegen als Zeugen hinzu.

4. Arbeiten Sie so, dass Thre Arbeit jederzeit iberpriift werden
kann.

5. Trennen Sie strikt Dienst- und Pri vatleben. Priifen Sie, ob
Thre Privatinteressen zu einer K ollision mit Thren Dienst-
pflichten fithren.

6. Unterstiitzen Sie Thre Dienststelle bei der Entdeckung und
Aufklarung von Korruption. Informieren Sie Thre Vorge-
setzte/lhren Vorgesetzten und die/den Antikorruptions-
beauftragte/n bei konkreten Anhaltspunkten fiir korruptes
Verhalten.

7. Unterstiitzen Sie Ihre Dienststelle beim Erlennen fehlerhafter
Organisationsstrukturen, die Korruption begiinstigen.

8. Lassen Sie sich zumThema Korruptionspriavention aus- und
fortbilden.

Zu l: Seien Sie Vorbild: Zeigen Sie durch Ihr Verhalten,
dass Sie Korruption weder dulden noch unterstiitzen.

Korruption in der 6ffentlichen Verwaltung kdnnte besser verhin-
dert werden, wenn jede/jeder einzelne sich zum Ziel setzt, Kor-
ruption zu bekdmpfen. Dies entspricht auch den Pflichten, die

jede/jeder Beschiftigte bei ihrer/seiner Einstellung ge geniiber
dem Dienstherrn bzw. Arbeitgeber/in iibernommen hat (vgl. § 33
Absatz 1 BeamtStG i. V. m. § 52 Absatz 1 LBG, § 38 Absatz 1
BeamtStG i. V. m. § 52 Absatz 2 LBG; § 3 Absatz 1 TV-L).

Jede/r Beschiftigte hat sich bei ihrer/seiner Einstellung v er-
pflichtet, das Grundgesetz fiir die Bundesrepublik Deutschland
und die geltenden Gesetze zu wahren und ihre/seine Aufgaben

gewissenhaft zu erfiillen. Jede/r Beschiftigte hat sich so zu ver-
halten, wie es von Angehorigen des 6ffentlichen Dienstes er-
wartet wird, und sich dariiber hinaus durch ihr/sein gesamtes
Verhalten zur freiheitlich-demokratischen Gr undordnung im
Sinne des Grundgesetzes zu bekennen. Alle Beschiftigten haben
ihre Aufgaben daher unparteiisch und gerecht zu erfiillen. Diese
Verpflichtungen sind k eine leeren F ormeln, sondern miissen
sich im beruflichen und privaten Alltag des Einzelnen wider-
spiegeln.

Korruptes Verhalten widerspricht diesen Verpflichtungen und
schidigt das Ansehen des Offentlichen Dienstes. Es zerstort das
Vertrauen in die Unparteilichkeit und Objektivitéit der Staatsver-
waltung und damit die Grundlagen fiir das Zusammenleben in
einem staatlichen Gemeinwesen.

Jede/r Beschiftigte hat daher die Aufgabe, durch ihr/sein Ver-
halten Vorbild fiir Kolleginnen/Kollegen, Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter, Vorgesetzte und Biirgerinnen/Biirger zu sein (vgl. § 34
BeamtStG).

Zu 2: Wehren Sie Korruptionsversuche sofort ab und infor-
mieren Sie unverziiglich Ihre Vorgesetzte/lhren Vor-
gesetzten und die/denAntikorruptionsbeauftragte/n.

Bei Auflenkontakten, zum Beispiel mit Antragstellerinnen/An-
tragstellern oder bei Kontrolltdtigkeiten, miissen Sie von Anfang
an klare Verhiltnisse schaffen und jeden Korruptionsversuch so-
fort abwehren. Es darf niemals der Eindmuck entstehen, dass Sie
fur ,.kleine Geschenke* offen sind, scheuen Sie sich nicht, ein
Geschenk zuriickzuweisen oder es zuriickzusenden - mit der
Bitte um Versténdnis fiir die fiir Sie geltenden Regeln.

Arbeiten Sie in einem Verwaltungsbereich, der sich mit der Ver-
gabe von offentlichen Auftrigen beschéftigt, so miissen Sie be-
sonders sensibel fiir Versuche Dritter sein, Einfluss auf Ihre Ent-
scheidung zu nehmen. In diesem Bereich gibt es die meisten
Korruptionshandlungen.

Halten Sie sich daher streng an Recht und Gesetz und beachten
Sie § 42 BeamtStG und die er gidnzenden Vorschriften bezie-
hungsweise § 3 Absatz 3 TV-L zum Verbot der Annahme von Be-
lohnungen, Geschenken und sonstigen Vorteilen.

Wenn Sie von einer/einem Dritten um eine zweifelhafte Gefal-
ligkeit gebeten worden sind, so informieren Sie unverziiglich Ih-
re/n Vorgesetzte/n und die/den Antikorruptionsbeauftragte/n da-
von. Das hilft zum einen, selbst jeglichem Korruptionsverdacht
zu entgehen, zum anderen aber auch, unter Umstéanden rechtli-
che Mafinahmen ge gen die/den Dritten einleiten zu konnen.
Wenn Sie einen Korruptionsversuch zwar selbst abwehren, ihn
aber nicht offenbaren, so wird sich Thr Ggeniiber an eine Kolle-
gin/einen Kollegen wenden und es bei dieser/diesem versuchen.
Schiitzen Sie daher auch Thre Kolleginnen/Kollegen durch kon-
sequentes Offenlegen von Korruptionsversuchen Au3enstehen-
der. Alle Beschiftigten (Vorgesetzte und Mitarbeiterinnen/Mit-
arbeiter) miissen an einem Strang ziehen, um einheitlich und
glaubhaft aufzutreten.

Schiitzen Sie Hinweisgeberinnen/Hinweisgeber vor moglichen
Ausgrenzungen im Kollegenkreis, wenn ein Hinweis zu Maf3-



1222 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 29 vom 27. Juli 2011

nahmen gegen eine/n andere/n Bedienstete/n gefiihr t hat oder
sich ein - anfanglich berechtigt erscheinender - Hinw eis spater
als nicht zutreffend herausgestellt hat.

Zu 3: Vermuten Sie, dass jemand Sie um eine pflichtwidri-
ge Bevorzugung bitten will, so ziehen Sie eine Kolle-
gin/einen Kollegen als Zeugen hinzu.

Manchmal steht Thnen ein Gesprich bevor, bei dem Sie vermu-
ten, dass ein zweifelhaftes Ansinnen an Sie gestellt und dieses
nicht leicht zuriickzuweisen sein wird. Hier hilft oftmals auch
die eindeutige Distanzierung nicht. In solchen Fillen sollten Sie
sich der Situation nicht allein stellen, sondern eine Kollegin/ei-
nen Kollegen zu dem Gesprich hinzubitten. Sprechen Sie vrher
mit ihr/ihm und bitten Sie sie/ihn, auch durch ihr/seinVerhalten
jeglichen Korruptionsversuch abzuwehren.

Zu 4: Arbeiten Sie so, dass Ihre Arbeit jederzeit iliberpriift
werden kann.

Thre Arbeitsweise sollte transparent und fiir jeden nachvollzieh-
bar sein. Da Sie ThrenArbeitsplatz in der Regel wieder verlassen
werden (Ubertragung neuer Aufgaben, Versetzung) oder auch
einmal kurzfristig ausfallen (Krankheit, Urlaub), sollten ThreAr-
beitsvorgidnge so transparent sein, dass sich jederzeit eine Nach-
folgerin/ein Nachfolger oder Vertreterin/Vertreter einarbeiten
kann. ,,Nebenakten sollten Sie vermeiden, um jeden Eindruck
von Unredlichkeit von vornherein auszuschlieBen. Handakten
sind nur zu fithren, wenn es fiir die Erledigung derArbeit unum-
génglich ist.

Zu5: Trennen Sie strikt Dienst- und Pri vatleben. Priifen
Sie, ob Ihre Privatinteressen zu einer Kollision mit
Ihren Dienstpflichten fiihren.

Korruptionsversuche werden oftmals gestartet, indem die/der
Dritte den dienstlichen Kontakt auf Privatkontakte ausweitet. Es
ist bekanntermaBen besonders schwierig, eine ,,Gefélligkeit* zu
verweigern, wenn man sich pri vat hervorragend versteht und
man selber oder die eigene Familie Vorteile und Vergiinstigun-
gen erhilt (Konzertkarten, verbilligter gemeinsamer Urlaub, Ein-
ladungen zu teuren Essen, die man nicht erwider n kann usw.).
Bei privaten Kontakten sollten Sie daher v on Anfang an klar-
stellen, dass Sie streng zwischen Dienst- und Privatleben tren-
nen mussen, um nicht in den Verdacht der Vorteilsannahme zu
geraten.

Diese strenge Trennung zwischen privaten Interessen und dienst-
lichen Aufgaben miissen Sie dariiber hinaus - unabhingig v on
einer Korruptionsgefahr - bei Ihrer gesamten dienstlichenT4tig-
keit beachten. Thre Dienststelle und jede Biirgerin/jeder Biirger
haben Anspruch auf Thr faires, sachgemafes, unparteiisches Ver-
halten. Priifen Sie daher bei jedem Verfahren, fiir das Sie mit-
verantwortlich sind, ob Ihre privaten Interessen oder solche Th-
rer Angehdrigen oder zum Beispiel auch v on Organisationen,
denen Sie verbunden sind, zu einer Kollision mit Ihren haupt-
beruflichen Verpflichtungen fithren kénnen (vgl. §§ 20, 21 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes [VwV{G]). Vermeiden Sie jeden
bosen Schein moglicher P arteilichkeit. Sorgen Sie dafiir, dass
Sie niemandem einen Gr und zur Besorgnis der Befangenheit
geben, auch nicht durch ,,atmosphérische Einflussnahme v on
interessierter Seite.

Erkennen Sie bei einer k onkreten dienstlichen Aufgabe eine
mogliche Kollision zwischen Thren dienstlichen Pflichten und
Thren privaten Interessen oder den Interessen Dritter, denen Sie
sich verbunden fiihlen, so untemrichten Sie dartiber Ihre/nVorge-
setzte/n, damit sie/er angemessen reagieren kann, Sie zum Bei-
spiel von Tatigkeiten im konkreten Einzelfall befreit.

Auch bei von Thnen ausgeiibten oder angestrebten Nebentitig-
keiten muss eine klare Trennung zwischen der Arbeit und der
Nebentiétigkeit bleiben. Personliche Verbindungen, die sich aus
der Nebentitigkeit ergeben, diirfen die hauptbewfliche Tétigkeit
nicht beeinflussen. Im Zweifelsfall verzichten Sie lieber auf die
Nebentitigkeit. Bedenken Sie aulerdem, dass beiAusiibung an-
zeigepflichtiger, aber nicht angezeigter Nebentitigleiten dienst-
beziehungsweise arbeitsrechtliche Konsequenzen drohen; das-
selbe gilt bei Verstofen gegen die Nachweis-, Auskunfts- und
Mitteilungspflichten im Zusammenhang mit der Ausiibung der
Nebentitigkeit (§ 88 Satz 3 und 4 LBG).

Unabhingig davon schadet es frither oder spéter [hremAnsehen
- und damit dem Ansehen des gesamten 6ffentlichen Dienstes -,
wenn Sie im Konfliktfall Thren privaten Interessen den Vorrang
gegeben haben. Das gilt in besonderem Mafle, wenn Sie an ein-
flussreicher Stelle tdtig sind.Achten Sie in diesem Fll besonders
darauf, nur jene Konditionen in Anspruch zu nehmen, die fiir
vergleichbare Umstinde abstrakt geregelt sind.

Zu 6: Unterstiitzen Sie Ihre Dienststelle bei der Entdeckung
und Aufklirung von Korruption. Informieren Sie Ihre
Vorgesetzte/Ihren Vorgesetzten und die/denAntikorrup-
tionsbeauftragte/n bei konkreten Anhaltspunkten fiir
korruptes Verhalten.

Korruption kann nur v erhindert und bekdmpft w erden, wenn
sich jede/jeder fiir ihre/seine Dienststelle v erantwortlich fiihlt
und alle als gemeinsames Ziel die ,.korruptionsfreie Dienststel-
le* verfolgen. Das bedeutet zum einen, dass jede/jeder im Rah-
men ihrer/seiner Aufgaben dafiir sorgen muss, dass Aullenste-
hende keine Méglichkeit zur unredlichen Einflussnahme auf
Entscheidungen haben.

Das bedeutet aber auch, dass k orrupte Kolleginnen/Kollegen
nicht aus falsch verstandener Solidaritdt oder Loyalitit gedeckt
werden miissen. Hier hat jede/jeder die Verpflichtung, zur Auf-
klarung von strafbaren Handlungen beizutragen und die eigene
Dienststelle vor Schaden zu bewahren. Ein ,,schwarzes Schaf*
verdirbt die ganze Herde. Beteiligen Sie sich deshalb nicht an
Vertuschungsversuchen.

In jeder obersten Landesbehorde und - soweit bestellt - auch im
nachgeordneten Bereich gibt es eine/einen Antikorruptionsbe-
auftragte/n. Sie sollten sich nicht scheuen, mit dieser/diesem zu
sprechen, wenn das Verhalten von Kolleginnen/Kollegen Ihnen
konkrete und nachvollziehbare Anhaltspunkte dafiir gibt, dass

sie bestechlich sein konnten. Ihre Gesprachspar tnerin/Ihr Ge-
sprachspartner wird Thren Wunsch auf Stillschweigen im Rah-
men der rechtlichen Moglichk eiten beriicksichtigen und dann

entscheiden, ob und welche MalBBnahmen zu treffen sind. Ganz
wesentlich ist allerdings, dass Sie einen Verdacht nur dann du-
Bern, wenn Sie nachvollziehbare Hinweise dafiir haben. Es darf
nicht dazu kommen, dass Kolleginnen/Kollegen angeschwérzt
werden, ohne dass ein konkreter Anhaltspunkt vorliegt.
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Zu 7: Unterstiitzen Sie Ihre Dienststelle beim Er kennen
fehlerhafter Organisationsstrukturen, die Korruption
begiinstigen.

Oftmals fiihren lang praktizier te Verfahrensabldufe dazu, dass
sich Nischen bilden, in denen Korruption besonders gut gedei-
hen kann. Das konnen Verfahren sein, bei denen nur ein/e Mit-
arbeiter/in (Spezialistentum!) allein fiir dieVergabe von Vergiins-
tigungen verantwortlich ist. Das kdnnen aber auch Arbeitsab-
laufe sein, die be wusst oder unbewusst im Unklaren gehalten
werden, um eine Uberpriifung zu erschweren oder zu verhindern
(Einzelgéngertum!).

Hier kann meistens eine Anderung der Organisationsstrukturen
Abhilfe schaffen. Im konkreten Fall kann dies aber nicht wn den
Organisationsreferaten geleistet werden, weil sie nicht tiber das
erforderliche Detailwissen verfiigen. Daher sind alle aufgefor-
dert, entsprechende Hinweise an die Or ganisatoren zu geben,
um zu klaren und transparenten Arbeitsablaufen beizutragen.

Auch innerhalb von Arbeitseinheiten miissen die Leiter/innen
Arbeitsabldufe so transparent gestalten, dass K orruption gar
nicht erst entstehen kann.

Ein weiteres Mittel, um Gefahrenpunkte wirksam auszuschal-
ten, ist dariiber hinaus das Rotieren von Personal. In gesteigert
korruptionsgefahrdeten Bereichen sollte daher dieses Personal-
fiihrungsinstrument verstirkt eingesetzt werden. Dazu ist die
Bereitschaft der Beschéftigten zu einem regelméfigen Wechsel
der Aufgaben zwingend erforderlich, auch wenn dies im Regel-
fall mit einem hoheren Arbeitsanfall (Einarbeitungszeit!) ver-
bunden ist.

Zu 8: Lassen Sie sich zum Thema Korruptionsprivention
aus- und fortbilden.

Wenn Sie in einem k orruptionsgefahrdeten Bereich tétig sind,
nutzen Sie Angebote, sich iiber Erscheinungsformen, Gefahren-
situationen, Priaventionsmafinahmen, strafrechtliche sowie dienst-
oder arbeitsrechtliche Konsequenzen von Korruption aus- und
fortbilden zu lassen. Dabei w erden Sie lernen, wie Sie selbst
Korruption verhindern kdnnen und wie Sie reagieren miissen,
wenn Sie korrumpiert werden sollen oder Korruption in Threm
Arbeitsumfeld entdecken. Aus- und F ortbildung werden Sie
sicher machen, mit dem Thema Korruption in der richtigen,
gesetzestreuen Weise umzugehen.

Bei Fragen zu Aus- und Fortbildungsangeboten wenden Sie sich
an das fur Sie zustdndige Personalreferat.

Anlage 3
Indikatorenkatalog
Eine Reihe von Indikatoren konnen Warnsignale im Hinblick

auf Korruptionsgefdhrdung sein, z. B. wenn sie stark ausgepragt
sind oder hiufiger oder in Kombination mit anderen auftreten.

Fiir sich allein betrachtet haben sie allerdings nur eine geringe
Aussagekraft und lassen nicht zwangsldufig auf ein Fehlverhal-
ten schlieBen. Die Bewertung von Indikatoren ist daher im Ein-
zelfall mit groBter Sorgfalt durchzufiihren. Die vielfdltigen Er-
scheinungsformen der Korruption fithren dazu, dass Indikato-
renkataloge, wie im Folgenden beispielhaft dargestellt, nicht den
Anspruch auf Vollstdndigkeit erheben und in unterschiedlichen
Gefdhrdungsbereichen voneinander abweichen kdnnen.

|.  Personenbezogene Indikatoren:

a) personliche Probleme (Sucht, Uberschuldung, Frustra-
tion usw.),

b) Geltungssucht,

c) Jobdenken, mangelnde Identifikation mit der Aufgabe,

d) gezielte Umgehung von Kontrollen, Abschottung ein-
zelner Aufgabenbereiche,

e) Inanspruchnahme von betrieblichen Einrichtungen, Frei-
zeitanlagen, Ferienwohnungen oder Veranstaltungen der
Antragstellerin/des Antragstellers oder der Bieterin/des
Bieters,

f) unerklérlich hoher Lebensstandard,

g) Widerstand gegen Aufgabenverdnderungen, insbeson-
dere, wenn diese mit Beforder ungen oder Gehalts-
vorteilen verbunden wéren,

h) hédufige, auch kleine dienstliche Unre gelméaBigkeiten,
Ubersehen oder Umgehen von Vorschriften,

i) Abweichungen zwischen Dokumentationen im Vorgang
und im tatséchlichen Verlauf.

Il. Systembezogene Indikatoren:

a) zu groBe Aufgabenkonzentration auf eine Person,

b) unzureichende Kontrollen, zu schw ach ausgeprigte
Dienst- und Fachaufsicht,

c) zu grofe und/oder unkontrollierte Entscheidungsspiel-
riume,

d) fehlende oder schwer verstiandliche Vorschriften.

II1. Passive Indikatoren:

a) Ausbleiben von Biirgerbeschwerden, obwohl mit Wider-
spruch zu rechnen wire,
b) Ausbleiben von behdrdlichen Aktionen oder Reaktionen.

IV. Aufgabenbezogene Indikatoren:

a) auffallend entgegenkommende Behandlung von antrag-
stellenden Personen,

b) Vermeiden des Einholens von Vergleichsangeboten,

¢) erhebliche bzw. wiederholte Uberschreitung der vorge-
sehenen Auftragswerte,

d) auffallend héufige ,,Rechenfehler, Nachbesserungen in
Leistungsverzeichnissen, aufwéndige Nachtragsarbeiten,

e) Nebentdtigkeiten von Beschiftigten fiir F irmen, die
gleichzeitig Auftragnehmer/in oder Antragsteller/in der
offentlichen Verwaltung sind,

f) héaufige ,,Dienstreisen* zu bestimmten F irmen (auffal-
lend insbesondere dann, wenn eigentlich nicht erforder-
liche Ubernachtungen anfallen).
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Anlage 4

Verpflichtung der Auftragnehmerseite nach dem Verpflichtungsgesetz

Niederschrift iiber die formliche Verpflichtung von Auftragnehmerinnen und Auftragnehmern und deren Beschéftigten gemif3
§ 1 Absatz 1 des Verpflichtungsgesetzes

HETT/FTAU. ..otttk b et s bt e ket h ettt h etk b ettt
AUTITAGNEIIMCI/IN ...ttt ettt ettt et et et et e et e eb e et e e st e st en s en s e b e b e b e eh e eseesees e es s ente s e eseeseeseeseeneeneensensensenseeseeseeneeneeneenes
ist gemif § 1 Absatz 1 des Verpflichtungsgesetzes (BGBI. 1974 1 S. 469, 547)

von

HETTTV/FTAU. ...ttt e btk ettt e b bt ek h et eb ettt eb et et ekt e bbbt st b st sen ket neenenenn
AUTITAZZEDOI/IN ...ttt ettt ettt h e sttt et et e st e b oo bt e et ek ea e e st et e s e b et eh e bR e e bt e e st b st eh et n bt b et n bt n et enen

auf die gewissenhafte Erfiillung seiner/ihrer Obliegenheiten verpflichtet worden.

Auf die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung wurde hingewiesen und iiber den Inhalt und die Anwendbarkeit der folgenden
Vorschriften des Strafgesetzbuches informiert.

§ 133 Absatz 3 Verwahrungsbruch,

§ 201 Absatz 3 Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes,

§ 203 Absatz 2, 4, 5 Verletzung von Privatgeheimnissen,

§204 Verwertung fremder Geheimnisse,

§§ 331, 332 Vorteilsannahme und Bestechlichkeit,

§335 Besonders schwere Fille der Bestechlichkeit und Bestechung,
§ 336 Unterlassen der Diensthandlung,

§ 338 Vermogensstrafe und Erweiterter Verfall,

§353b Verletzung des Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheimhaltungspflicht,
§ 358 Nebenfolgen,

§ 97b Absatz 2 i. V. m. §§ 94 bis 97  Verrat in irriger Annahme eines illegalen Geheimnisses,

§ 120 Absatz 2 Gefangenenbefreiung,

§ 355 Verletzung des Steuergeheimnisses.

Er/Sie hat einen Abdruck dieser Niederschrift, den ,,Verhaltenskodex gegen Korruption“ und einen Abdruck der genannten Vorschriften
sowie der Regelungen zur Annahme von Geschenken, Belohnungen und sonstigen Vorteilen erhalten.

(Unterschrift Verpflichtete/r) (Unterschrift Verpflichtende/r)

Anlage 5 Nach Artikel 86 Satz 1 des Grundgesetzes wird folgende allge-
meine Verwaltungsvorschrift erlassen:
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Forderung von Tétig-

keiten des Bundes durch Leistungen Privater 1 Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen
Amtlicher Teil, Bundesanzeiger Nr. 126, Freitag, 11. Juli 2003, Diese Verwaltungsvorschrift gilt fiir die Zuwendung von
Seite 14906 Geld-, Sach- oder Dienstleistungen durch Private (Spon-
soren) an eine oder mehrere Dienststellen des Bundes
Bundesministerium des Innern (Gesponserte), mit der der Sponsor eineTatigkeit der Ver-
Allgemeine Verwaltungsvorschrift waltung mit dem Ziel fordert, dadurch einen werblichen
zur Forderung von Tatigkeiten des Bundes oder sonst 6ffentlichkeitswirksamen Vorteil zu erreichen
durch Leistungen Privater (Sponsoring). Tatigkeiten im Sinne dieser Verwaltungs-
(Sponsoring, Spenden und sonstige vorschrift sind solche, die die Dienststelle im Rahmen ih-
Schenkungen) res Offentlichen Auftrags sowie im Rahmen ihrer Eigen-

Vom 7. Juli 2003 darstellung erbringt. Dienststellen des Bundes sind die
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obersten Bundesbehorden, die Behorden der unmittelba-
ren und mittelbaren Bundesverwaltung und die Gerichte
des Bundes. Die Vorschrift findet auch auf die Streitkrifte
Anwendung.

Sponsoring liegt daher nicht vor, wenn der Private und die
Dienststelle aufgrund gleichgerichteter Zielsetzungen
eine angemessene Kostenteilung vereinbaren.

Die nachfolgenden Regelungen gelten fiir unentgeltliche
Zuwendungen Privater (insbesondere Spenden und sons-
tige Schenkungen) an die Bundesverwaltung sinngemés.

Zweck der Verwaltungsvorschrift

Sponsoring trigt in geeigneten Féllen unterstiitzend dazu

bei, Verwaltungsziele zu erreichen. Gleichwohl muss die

offentliche Verwaltung schon jeden Anschein fremder

Einflussnahme vermeiden, um die Integritit und die Neu-

tralitdt des Staates zu wahren. Die 6ffentliche Verwaltung

darf'sich daher nur nach Maf3gabe der nachfolgenden ein-
grenzenden Regelungen dem Sponsoring 6ffnen.

Grundsitze

Bei der Entscheidung iiber den Einsatz v on Sponsoring
sind folgende Grundsitze zu beachten:

Offentliche Aufgaben sind grundsitzlich durch Haushalts-
mittel zu finanzieren. Sponsoring kommt daher nur er-
gdnzend unter den in Nummer n 3.2 bis 3.4 genannten
Bedingungen in Betracht.

Uber die Einwerbung und Annahme von Sponsoringleis-
tungen ist grundsatzlich restriktiv zu entscheiden.

In der Eingriffsverwaltung ist Sponsoring grundsétzlich
nicht zuldssig (z. B. bei einer unmittelbaren oder mittel-
baren Unterstiitzung in den hoheitlichen Aufgabenberei-
chen der Polizei, der Finanzen und des Zolls des Bundes,
etwa durch Sachmittelleistung). AuBerhalb der Eingriffs-
verwaltung (z. B. Finanzierung 6ffentlichkeitswirksamer
Mafnahmen der Polizei, wenn diese keine Beeinflussung
im Bereich der Eing riffsverwaltung zur Folge hat) darf
Sponsoring ausnahmsweise genehmigt werden.

AuBerhalb der Eingriffsverwaltung ist Sponsoring, z. B.
in den Bereichen K ultur, Sport, Gesundheit, Umw elt-
schutz, Bildung und Wissenschaft, der Auenwirtschafts-
forderung sowie bei der politischen Offentlichkeitsarbeit
im In- und Ausland und bei représentativen Veranstaltun-
gen der Bundesregierung, zuldssig, wenn eine Beeinflus-
sung der Verwaltung bei ihrer Aufgabenwahrnehmung
auszuschlielen ist und auch kein Anschein einer solchen
Beceinflussung entsteht.

Die Annahme von angebotenen oder eingeworbenen Spon-
soringleistungen bedarf der schriftlichen Einwilligung der
obersten Dienstbehorde. Diese kann die Befugnis dele-

gieren. Soll das Sponsoring der Dienststelle zugute kom-
men, an die die Einwilligungsbefugnis delegiert ist, muss

3.4
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zuvor die Einwilligung der ndchsthéheren Dienststelle
eingeholt werden, sofern die begiinstigte Dienststelle nicht
zur abschlieBenden Entscheidung er méchtigt ist. Inner-
halb der obersten Bundesbehdrden ist jeveils eine fiir Fra-
gen des Sponsorings zustindige Stelle (Sponsoringbeauf-
tragter) zu bestimmen, die beiAngelegenheiten des Spon-
sorings zu beteiligen ist und die eng mit dem Ansprech-
partner fiir Korruptionsvorsorge zusammenarbeitet. Bei
vorgesehener Einwerbung von Sponsoringleistungen ist
vor konkreten Absprachen mit moglichen Sponsoren die
Entscheidung des Leiters der jeweiligen Dienststelle ein-
zuholen. Dieser beteiligt in von der obersten Bundesbe-
horde bestimmten Fillen den Sponsoringbeauftragten.
Innerhalb der obersten Bundesbehdrden kann der Leiter
die Befugnis zur Entscheidung nach Satz 5 delegieren.

Soweit in diesen Bereichen Sponsoring in Einzelfdllen zu-
gelassen werden darf, sind fiir die Genehmigung die fol-
genden Kriterien maf3gebend:

a) Sponsoring ist gegeniiber der Offentlichkeit offen zu
legen. Der Umfang und die Art von Sponsoring sowie
die Sponsoren sind zur Vermeidung jeden Anscheins
von Parteilichkeit der 6ffentlichen Verwaltung fiir je-
de Sponsoringmafinahme transparent zu machen. Zur
Transparenz gehoren die

- Buchung der Geldleistungen aus Sponsoring bei
den entsprechenden Einnahmetiteln zur Ex-Post-
Kontrolle,

- Offenlegung der Geld-, Sach- und Dienstleistun-
gen aus Sponsoring in einem zweijéhrlichen Be-
richt des Bundesministeriums des Innem. In dem
Bericht konnen einzelne Sponsoringleistungen
im Gegenwert von je bis zu 5 000 Euro zusam-
menfassend dargestellt werden.

b) Jeder Einzelfall ist anhand nachvollziehbarer Krite-
rien zu entscheiden. Die Wettbewerbs- und Chancen-
gleichheit potentieller Sponsoren muss gewahrt wer-
den. Die Entscheidung fiir einen Sponsor muss ob-
jektiv und neutral getroffen werden und auf sachge-
rechten und nachv ollziechbaren Erwégungen ber u-
hen. Mafstab fiir die Entscheidung konnen die indi-
viduelle Zuverléssigkeit, die finanzielle Leistungs-
fahigkeit, die Geschiftspraktik en und -g rundsitze
sowie die Kunden- und Medienprofile der Sponsoren
sein.

c) Alle Sponsoringvereinbarungen sind aktenkundig zu
machen. Dabei soll schriftlich festgehalten w erden,
welche Tétigkeit gefordert wird, welche spezifischen
Leistungen der Sponsor erbringt und w elche Ver-
pflichtungen die Dienststelle iibernimmt.

Als Verpflichtung der Dienststelle darf ausschlie8lich
die Darstellung des Sponsors zugelassen werden, ins-
besondere die miindliche oder schriftliche Nennung
des Namens, der Firma und der Marke des Sponsors
sowie die Prasentation seines Lo gos und sonstiger
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Kennzeichen im Rahmen der Veranstaltung. Ausge-
schlossen sind auch Vereinbarungen zur indirekten
Koppelung von Leistung und Gegenleistung.

Bei der Annahme von Sponsoring diirfen iiber den In-
halt der Absprachen hinaus keine weiteren Verpflich-
tungen begriindet oder Erwartungen geweckt werden.

Uber die Verpflichtung des Buchstaben ¢ hinaus darf
die Dienststelle den Sponsor und seine Erzeugnisse
nicht offentlich anpreisen. Ausgenommen sind Tatig-
keiten der Aulenwirtschaftsforderung.

Werden Auftragnehmer der Dienststelle als Sponso-
ren in Betracht gezogen, ist sicherzustellen, dass Wett-
bewerber nach Buchstabe b in dasVerfahren mit glei-
chen Chancen einbezogen werden. Durch die Annah-
me einer Sponsoringleistung diirfen keine Bindungen
entstehen, durch die ein offentlicher Wettbewerb ein-
geschriankt oder ausgeschlossen wird.

Vor der Annahme von Sponsoring ist sicherzustellen,
dass fiir anfallende Folgeausgaben (z. B. Wartungs-
kosten fiir Kfz, Gebiihren fiir Ernsehen, Betriebskos-
ten 0. A.) Haushaltsmittel fiir den angestrebten Zwck
zur Verfiigung stehen.

Beispielstille fiir zuldssiges Sponsoring sind in der
Anlage zu dieser Verwaltungsvorschrift aufgefiihrt.

Schlussbestimmungen

Die obersten Bundesbehérden konnen ergidnzende Rege-
lungen treffen, insbesondere weitergehende Einschrankun-
gen zum Sponsoring festsetzen. Bereits bestehende Ein-
schriankungen bleiben unberiihrt.

Inkrafttreten

Diese allgemeine Verwaltungsvorschrift tritt am Tage ih-
rer Verdffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. Sie er-
ginzt die Nummer 18 der Richtlinie der Bundesrgierung
zur Korruptionspravention in der Bundesverwaltung vom
17. Juni 1998 (BAnz. S. 9665).

Berlin, den 7. Juli 2003

04 - 634 140-1/7

Der Bundeskanzler
Gerhard Schroder

Der Bundesminister des Innern
Schily

Anlage zur Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Forde-
rung von Titigkeiten des Bundes durch Leistungen Privater

Beispiele fiir zuléssiges Sponsoring
- Veranstaltungen im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit

- Offentlichkeitsarbeit im Ausland bei Veranstaltungen, die
auch durch die Auslandsvertretungen ausgerichtet werden

- Veranstaltungen und Messen zur Forder ung der deutschen
Exportwirtschaft und einzelner Branchen im In- undAusland

- Veranstaltungen zur Bewerbung und Foérderung des Stand-
ortes Deutschland im In- und Ausland

- Veranstaltungen im Rahmen der In- und Auswértigen Sport-,
Kultur- und Bildungspolitik

- Veranstaltungen und MaBinahmen zur Férderung des allge-
meinen Umweltbewusstseins

- Gesundheitsforderung und -pravention
- Sonstige repriasentative Veranstaltungen

- Reprisentative Veranstaltungen zur Darstellung der Bundes-
republik Deutschland gegeniiber dem Ausland

- Pressearbeit bei bedeutenden Veranstaltungen im In- und
Ausland

- Delegations- und Pressebetreuung im Rahmen v on Grof3-
veranstaltungen im In- und Ausland

- Unterstiitzung der Représentation der Bundes wehr im In-
und Ausland

- Zuwendungen an Biichereien und Mediotheken als Ergén-
zung des dienstlichen Angebotes

- Vollstindige oder teilweise Ubernahme der Herstellungs-
kosten von Anschauungsmaterial und Fachinformationen
in Form verschiedener Medien (z. B. Druck von Tagungs-
bidnden und Infor mationsbroschiiren, Herstellung v on
CD%su. a.)

- Vollstindige oder teilweise Finanzierung eines Gerétes durch
einen Forderverein
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Offentliche Auslegung
Beteiligung zum Anderungsentwurf des
Raumordnungsplans der
Wojewodschaft Lubuskie, Polen

Bekanntmachung
des Ministeriums fiir Infrastruktur und Landwirtschaft
- Gemeinsame Landesplanungsabteilung
Berlin-Brandenburg (GL) -
Vom 13. Juli 2011

Der polnische Generaldirektor fiir Umw eltschutz (Generalny
Dyrektor Ochrony Srodowiska) hat das Ministerium fiir Umvelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenb urg
informiert, dass die Marschallin der Wojewodschaft Lubuskie
(Lebuser Land) zurzeit die Anderung des Raumordnungsplans
der Wojewodschaft Lubuskie erstellt, und hat die Moglichk eit
zur Stellungnahme zum Anderungsentwurf und dem Umwelt-
bericht eingerdumt. Das Verfahren der grenziiberschreitenden
Beteiligung richtet sich nach dem polnischen Umw eltinforma-
tionsgesetz vom 3. Oktober 2008, mit dem die Bestimmungen des
Protokolls iiber die strate gische Umweltpriifung zum Espooer
UN/ECE-Ubereinkommen von 1991 iiber die Umw eltvertrig-
lichkeitspriifung im g renziiberschreitenden Rahmen und der
Richtlinie 2001/42/EG des Europdischen P arlaments und des
Rates vom 27. Juni 2001 iiber die Priifung der Umw eltauswir-
kungen bestimmter Pléne und Pro gramme (ABIL. L 197 v om
21.7.2001, S. 30) in polnisches Recht umgesetzt sind.

Der Raumordnungsplan der Wojewodschaft Lubuskie bildet die
Grundlage fiir das Raumplanungssystem derWojewodschaft. Er
gibtals Dokument der Gesamtplanung die Leitlinien fiir die rdum-
liche Struktur der Wojewodschaft vor. Der Plan stellt kein allge-
mein geltendes Rechtsdokument dar, sondern ist als ein behdrden-
internes Dokument anzusehen, das fiir die polnischen Gemein-
den bei der Erstellung der ,,Studie iiber die Rahmenbedingungen
und Perspektiven der Raumbewirtschaftung® (mittlere Raum-
planungsebene der Wojewodschaft) bindend ist.

Da der Anderungsentwurf des Raumordnungsplans voraussicht-
lich erhebliche grenziiberschreitende Auswirkungen auf die
Umwelt haben kann, fithrt die Gemeinsame Landesplanungs-
abteilung Berlin-Brandenburg (GL) im Rahmen des grenziiber-
schreitenden Verfahrens zur Strate gischen Umweltpriifung
(SUP) gemiB Richtlinie 2001/42/EG und in Anwendung der
§§ 14j und 9b des Gesetzes iiber die Umw eltvertriglichkeits-
prifung (UVPG) in der F assung der Bekanntmachung v om
24. Februar 2010 (BGBI. I S. 94) in den brandenbur gischen
Landkreisen Maérkisch-Oderland, Oder-Spree, Spree-Neilie
sowie in den kreisfreien Stddten Frankfurt (Oder) und Cottbus
eine Offentlichkeitsbeteiligung zum Ander ungsentwurf des
Raumordnungsplans und dem Umweltbericht durch.

Die GL wird hierzu die v . om polnischen Generaldirektor fiir
Umweltschutz {ibergebenen Unterlagen (deutsche Zusammen-
fassungen) zum Ander ungsentwurf des Raumordnungsplans
(Fassung Oktober 2010) und zum Umw eltbericht (Fassung
August 2010) vom 3. August 2011 bis 23. August 2011 fiir die

im polnischen Umweltinformationsgesetz vom 3. Oktober 2008
festgelegte Dauer von 21 Tagen offentlich auslegen.

Der Entwurf kann innerhalb dieser F rist wahrend der Dienst-
zeiten bei folgenden Stellen eingesehen werden:

Ort der offentlichen Auslegung Kontakt
Gemeinsame | Lindenstr. 34 a Tel.:

Landes- 14467 Potsdam 0331 866-8766
planungs- 1. Etage, Raum 109

abteilung Miillroser Chaussee 50 Tel.:

Berlin-Bran- | 15236 Frankfurt (Oder) 0335 560-3101

denburg (GL) | Haus 6, Raum 213

Gulbener Stralle 24 Tel.:
03046 Cottbus 0355 7828-192
R.515
Landkreis Wirtschaftsamt Tel.:
Mirkisch- Puschkinplatz 12 03346 850-7612
Oderland 15306 Seelow
Raum A-105
Landkreis Breitscheidstr. 7 Tel.:
Oder-Spree | 15848 Beeskow 03366 35-1143
Haus A - Raum 125 (ehem.
Verwaltungsbibliothek)
Landkreis Bauplanungsamt Tel.:
Spree-Neiflie | Heinrich-Heine-Str. 1 03562 986-16115
03149 Forst (Lausitz)
Raum A 3.15
Stadt Amt fiir Stadtentwicklung | Tel.:
Cottbus und Stadtplanung 0355 612-2856
Stadt- Karl-Marx-Str. 67
verwaltung | 03044 Cottbus
Technisches Rathaus,
Raum 4061

Stadt Frank- | Dezernat Wirtschaft, Stadt- | Tel.:

furt (Oder) | entwicklung, Bauen und 0335 552-6107
Stadt- Umweltschutz - Bauamt,
verwaltung | Stadthaus

Goepelstr. 38

15234 Frankfurt (Oder)
Haus 1, 1. Etage,

Raum 1.421

Mit Beginn der ffentlichen Auslegung sind die Unterlagen auch
im Internet unter www.gl.berlin-brandenburg.de einsehbar.

Stellungnahmen kénnen innerhalb der oben genannten HFist von
21 Tagen von natiirlichen Personen und juristischen Personen
des Privatrechts abgegeben werden. Die Offentlichkeitsbeteili-
gung richtet sich auch an Rrsonen des Privatrechts, die 6ffentli-
che Aufgaben wahrnehmen (Personen nach § 4 Absatz 1 Satz 2
des Raumordnungsgesetzes).

Machten Sie von der Moglichkeit Gebrauch machen, zum An-
derungsentwurf des Raumordnungsplans der Wojewodschaft
Lubuskie und Umweltbericht Stellung zu nehmen, ibermitteln
Sie Ihre Hinweise bitte in schriftlicher oder elektronischer Iorm
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oder miindlich zur Niederschrift bis zum23. August 2011 an die
Marschallin der Wojewodschaft Lubuskie (Marschallamt).

Urzad Marszatkowski Wojewddztwa Lubuskiego
ul. Podgorna 7

65-057 Zielona Gora

Polska

Fax: +48 68 456 52 96

Email: plan@lubuskie.pl

Feststellung der Nichterforderlichkeit
einer Umweltvertriglichkeitspriifung
fiir den Umbau einer Anschlussstelle (AS)
an der Bundesautobahn A 13 (BAB 13)
am km 109,7 in der Stadt Schwarzheide im
Landkreis Oberspreewald-Lausitz

Bekanntmachung des Ministeriums fiir
Infrastruktur und Landwirtschaft,
Planfeststellungsbehorde,
gemil § 3a des Gesetzes iiber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG)
Vom 1. Juli 2011

Zur Ermittlung der UVP-Pflicht des oben genannten Vorhabens
ist eine Entscheidung iiber dieVorpriifung des Einzelfalls gemaf
§ 3c des Gesetzes iiber die Umw  eltvertraglichkeitspriifung
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar
2010 (BGBI. I S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 18. Mai 2011 (BGBI. I S. 892) wrzunehmen. Nach
§ 3¢ in Verbindung mit § 3e UVPG ist bei Andemng oder Erwei-
terung eines Vorhabens der Anlage 1 zu § 3 UVPG eine standot-
bezogene Vorpriifung des Einzelfalls durchzufiihren, um festzu-
stellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen haben kann und damit der UVP-Pflicht unterliegt.

Wie der Trager des Vorhabens in seinem Antrag dargelegt hat,
besteht das Vorhaben aus einer Umbaumafnahme der AS Ruh-
land, um ein gefahrloses Befahren der AS mit Spezialfahrzeu-
gen fiir den Transport von Bauteilen mit UbergréBen in die be-
ziehungsweise aus dem Bereich Lauchhammer/Schw arzheide
angesiedelten Produktionsstétten zu er moglichen beziehungs-
weise zu verbessern. Zurzeit muss fiir die Sonder transporte in
den jeweiligen Zeitraumen die B 169 voll gesperrt werden. Zu-
dem miissen alle behindernden Teile der StraBenausstattung im
Bereich der AS ab- und wieder aufgebaut werden. Weitere bau-
liche MaBnahmen sind nicht vorgesehen.

Da die UmbaumafBinahme in Anlage 1 zu § 3 UVPG nicht als
UVP-pflichtiges Vorhaben aufgefiihrt ist, hat die standortbezo-
gene Einzelfallvorpriifung daher zum Ergebnis, dass das Stra-
Benbauvorhaben einer Umw eltvertriaglichkeitspriifung (UVP)
nach dem UVPG nicht bedarf.

Im Ubrigen wurden als Priifungsmafstab auch die gemiB Rund-
erlass des Ministeriums fiir Infrastuktur und Landwirtschaft mit
Nummer 17/2010 vom 24. August 2010 die fiir Landesstraflen
malgeblichen Schwellenwerte des § 38 Absatz 3 des Branden-

burgischen Stralengesetzes herangezogen. Ausweislich der vor-
genommenen Priifung werden durch das Vorhaben die in § 38
Absatz 3 BbgStrG vorgesehenen Maf3gaben zu den Nummem 1
und 2 nicht erfiillt beziechungs weise die Schw ellenwerte der
Nummer 3 Buchstaben a bis g nicht ereicht. Die Ma3gaben des
§ 3 Absatz 3 letzter Absatz (75 %-Regel und Kumulation) wer-
den ebenso nicht erfiillt.

Diese Feststellung ist gemaB § 3a Satz 3 UVPG nicht selbsténdig
anfechtbar. Die Begriindung dieser Entscheidung und die ihr zu-
grunde liegenden Unterlagen kdnnen nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter der Telefonnummer 0331 866-8475
wihrend der Dienstzeiten im Ministerium fiir Infrastr  uktur
und Landwirtschaft, Planfeststellungsbehorde, Henning-v on-
Tresckow-Strafle 2 - 8, 14467 Potsdam, bis zwei Wochen nach
dem Veroffentlichungsdatum eingesehen werden.

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer WKA am Standort im Landkreis Prignitz,
in der Gemeinde Gerdshagen, Gemarkung Rapshagen,
Flur 2, Flurstiick 10

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 26. Juli 2011

Herr Gidke, Dorfstrafle 24 in 16928 Rapshagen beantragt im
Landkreis Prignitz, in der Gemeinde Gerdshagen, Gemarkung
Rapshagen, Flur 2, Flurstiick 10 eineWKA des Typs ENERCON
E-82 mit einer Gesamthdhe von 179 m zu errichten und zu be-
treiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6 Spalte 2
des Anhanges der Vierten Verordnung iiber genehmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der
Nummer 1.6.2 Spalte 2 derAnlage 1 des Gesetzes iiber die Um-
weltvertriglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ in Verbindung mit § 3¢ UVPG war fiir das beantragte
Vorhaben eine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugunde liegenden Unter-
lagen konnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 033201 442-486 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Potsdam/
OT Grof3 Glienicke eingesehen werden.
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hnli-
che Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BimSchG) in
der Fassung der Bekanntmachung v om 26. September 2002
(BGBL. 1S.3830), zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes v om
1. Mirz 2011 (BGBI. I S. 282) geéndett.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt durchArtikel 5 Absatz 2
der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBL. I S. 1643) ge-
andert.

Gesetz tlber die Umw eltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757), zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August
2010 (BGBI. I S. 1163) geédndert.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben Errichtung und Betrieb
einer WKA am Standort im Landkreis Prignitz,
in der Gemeinde Gerdshagen,
Gemarkung Rapshagen, Flur 4, Flurstiick 19/20

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 26. Juli 2011

Der Verein Energie Dezent e. V., Miihlentor 1 in 16949 Putlitz
beantragt im Landkreis Prignitz, in der Gemeinde Gerdshagen,
Gemarkung Rapshagen, Flur 4, Flurstiick 19/20 eine WKA des
Typs ENERCON E-82 mit einer Gesamthéhe von 179 m zu er-
richten und zu betreiben.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6 Spalte 2
des Anhanges der Vierten Verordnung tiber genehmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der
Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes iiber die
Umweltvertrédglichkeitspriifung (UVPG).

Nach § 3¢ in Verbindung mit § 3¢ UVPG war fiir das beantragte
Vorhaben eine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsverfah-
rens auf der Gr undlage der vom Vorhabenstréger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar. Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugunde liegenden Unter-
lagen konnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 033201 442-486 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 Potsdam/
OT GroB Glienicke eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitter ungen und dhn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBL. 1S.3830), zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes v om
1. Mérz 2011 (BGBI. I S. 282) gedndett.

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genchmigungsbediirftige
Anlagen - 4. BImSchV) in der F assung der Bekanntmachung
vom 14. Mérz 1997 (BGBI. I S. 504), zuletzt durch  Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. I
S. 1643) geéndert.

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung v om 25. Juni 2005 (BGBI. I
S. 1757), zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August
2010 (BGBI. I S. 1163) geéndert.

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens einer
Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir das Vorhaben wesentliche Anderung der Anlage
zum Halten und zur Aufzucht von Rindern
am Standort 15938 Drahnsdorf OT Falkenhain

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 26. Juli 2011

Die Firma Agrargenossenschaft Drahnsdorf e. G., Falkenhain 56 a
in 15938 Drahnsdorf O T Falkenhain beantragt die Genehmi-
gung nach § 16 Absatz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(BImSchG), die Anlage zum Halten und zur  Aufzucht von
Rindern in der Gemarkung F alkenhain (Landkreis Dahme-
Spreewald), Flur 1, Flurstiick e 158/1, 158/2, 159/1, 159/6,
162/3, 255, 415 und 416 in wesentlichen Teilen zu dndern.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1 Spalte 2
des Anhanges der Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 7.5.1/
7.6.1 Spalte 2 in Verbindung mit 7.11.2 Spalte 2 der Anlage 1
des Gesetzes liber die Umw eltvertriglichkeitspriifung (UVPG).
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Nach § 3¢ UVPG war fiir das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorpriifung des Einzelfalles durchzufiihren.

Die Feststellung erfolgte nach Be ginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenstriger vorgelegten
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstindig anfechtbar Die Begriin-
dung dieser Entscheidung und die ihr zugunde liegenden Unter-
lagen konnen nach v orheriger telefonischer Anmeldung unter
der Telefonnummer 0355 4991-1411 wihrend der Dienstzeiten
im Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz,
Regionalabteilung Siid, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim-
mer 4.27, Von-Schon-Strale 7 in 03050 Cottbus, eingesehen
werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerédusche, Erschiitter ungen und &hn-
liche Vorgénge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. September 2002
(BGBI.1S. 3830), das zuletzt durchArtikel 3 des Gesetzes vom
1. Miérz 2011 (BGBI. I S. 282) geédndert worden ist.

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Mirz 1997 (BGBL. I S. 504), die zuletzt durch  Artikel 5
Absatz 2 der Verordnung vom 26. November 2010 (BGBI. I
S. 1643) geéndert worden ist.

Gesetz tiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom 11. August 2010
(BGBL. I S. 1163) gedndert worden ist.

Landesamt fir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung Siid
Genehmigungsverfahrensstelle

Feststellung des Unterbleibens
einer Umweltvertriglichkeitspriifung (UVP)
fiir die Siedlungsabfalldeponie Schwanebeck
im Landkreis Barnim

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt,
Gesundheit und Verbraucherschutz
Vom 26. Juli 2011

Die Berliner Stadtreinigungsbetriebe /BSR/ beantragt geméf
§ 31 Absatz 3 Nummer 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-

gesetzes (KrW-/AbfG) die wesentliche Anderung der Deponie
Schwanebeck.

Gegenstand der wesentlichen Anderung ist, zur Sicherung und
Rekultivierung der Deponie eine Oberfldchenabdichtung und
ein Oberflaichenwassererfassungs- und -ableitungssystem sowie
deren Versickerungsbecken und Umfahrung zu errichten.

Diese MaBnahmen stellen eine wesentliche Anderung eines Vor-
habens im Sinne des § 3eAbsatz 1 Nummer 2 des Gesetzes iiber
die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) dar. § 3e Absatz 1
Nummer 2 UVPG ordnet eine allgemeine Vorpriifung des Ein-
zelfalls nach § 3cAbsatz 1 Satz 1 und Satz 3 UVPG an, wnn ein
bereits UVP-pflichtiges Vorhaben - hier die Deponie - gedndert
oder erweitert werden soll. Gemédl3 § 3e Absatz 1 Nummer 2
Zweiter Halbsatz UVPG sind friihere Ander ungen oder Er-
weiterungen in die Vorpriifung einzubeziehen.

Nach § 3e Absatz 1 Nummer 2 UVPG w ar fiir die beantragte
MafBnahme eine allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls durch-
zufiihren.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der vom Vorhaben-
trager vorgelegten Unterlagen und eigenen Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorpriifung wurde festgestellt, dass fiir die
geplante Anderung des Betriebs der Deponie leine UVP-Pflicht
besteht.

Diese Feststellung ist gemaf3 § 3a UVPG nicht selbstindig an-
fechtbar. Die Begriindung dieser Entscheidung und die ihr zu-
grunde liegenden Unterlagen kdnnen nach vorheriger telefoni-
scher Anmeldung unter der Telefonnummer 033201 442-551
wihrend der Dienstzeiten im Landesamt fiir Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz Brandenburg, Regionalabteilung
West, Genehmigungsverfahrensstelle (Referat RW 1), See-
burger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328 in 14476 P otsdam,
Ortsteil Gro3 Glienicke eingesehen werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Forderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der
umweltvertraglichen Beseitigung von Abfillen (Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz - KrW-/AbfG) vom 27. September
1994 (BGBL. I S. 2705), zuletzt gedndet durch Artikel 8 des Ge-
setzes vom 11. August 2010 (BGBI. I S. 1163).

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. I
S. 94).

Landesamt fiir Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Regionalabteilung West
Genehmigungsverfahrensstelle
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BEKANNTMACHUNGEN DER K_QRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Versorgungswerk der Steuerberater und Steuerbevollméachtigten
im Land Brandenburg

Zweite Wahlbekanntmachung

Wabhl der Dritten Vertreterversammlung
Wahlvorschlagsliste

Der Wahlausschuss teilt gemé8 § 11 Absatz 3 der Wahlordnung
(WO) des Versorgungswerkes der Steuerberater und Steuer-
bevollméichtigten im Land Brandenburg {iber die Wahl der Ver-
treterversammlung (Wahlordnung) die durch den Wahlaus-
schuss zugelassenen Wahlvorschliage wie folgt mit:

Lfd. | Name Vorname | Anschrift der beruflichen

Nr. Niederlassung

1 Arnold Dieter 15859 Storkow/Mark,
Rudolf-Breitscheid-Str. 39

2 Dittrich Sylvia 15517 Fiirstenwalde,
Karl-Marx-Strafie 16

3 Enke Jens 03238 Finsterwalde,
Friedrich-Engels-Straf3e 21

4 Fiirsattel Martin | 14532 Stahnsdorf,
Giterfelder Damm 69 - 71

5 Gille Dennies | 14542 Werder,
Potsdamer Stralle 164

6 Hagedorn Thomas |15711 Konigs Wusterhausen,
F.-Engels-Str. 23 b

7 Kalz Ramona |03238 Finsterwalde,
Kirchhainer Strafle 20

8 Ko6hnen André 16230 Britz,

Hans-Ammon-Straf3e 22

9 Lehnhardt Thomas |03046 Cottbus,
Rudolf-Breitscheid-Stralie 71

10 | Lemke Katrin 14532 Stahnsdorf,
Eichenweg 9

11 | Prill Sabine | 14772 Brandenburg,
Gordenallee 24 A

12 | Rogalli Frank 15755 Schwerin,
Birkenstrafie 9

13 | Roy Heike 03238 Massen,
Finsterwalder Straf3e 21

14 | Dr. Sewekow | Stefanie | 16341 Panketal,
Schonower Strale 43

15 | Weske Uwe 16229 Eberswalde,
Saarstrafie 41

16 | Woellert Christina | 15890 Eisenhiittenstadt,

Bahnhofstraf3e 72

Lfd. | Name Vorname | Anschrift der beruflichen
Nr. Niederlassung
17 | Ziegenhagen | Elmar 15306 Vierlinden,
Schloss Diedersdorf
18 | Zimmer Ralph 16928 Pritzwalk,
Schillerstraf3e 12
Stimmunterlagen

Die Stimmunterlagen werden gemaf3 § 12 Absatz 3 WO spites-
tens sieben Tage vor Beginn der Wahlfrist durch den Wahlaus-
schuss an die im Wihlerverzeichnis eingetragenen Wahlberech-
tigten unter Hinweis auf die Bestimmungen des § 13WO und die
Wahlfrist versendet.

Potsdam, den 05.07.2011
gez. StB Joachim Schulz,

Vorsitzender
Wahlausschuss

gez. StB Jan Lengermann
stellv. Vorsitzender
‘Wabhlausschuss

gez. StB Beate Humbert gez. StBv Angela Olbrich

Versorgungswerk der Rechtsanwilte in Brandenburg

Berichtigung der zweiten Wahlbekanntmachung
des Wahlausschusses fiir die Durchfiihrung
der Wahl zur Vertreterversammlung des
Versorgungswerkes der Rechtsanwiilte
in Brandenburg gemif} § 9 Absatz 5 der
Wahlordnung fiir die Vertreterversammlung
des Versorgungswerkes der Rechtsanwiilte in
Brandenburg

Vom 18. Juli 2011

In Nummer 27 der Liste Nr . 1, Kennwort ,,Transparenz*, der
zweiten Wahlbekanntmachung des Wahlausschusses fiir die

Durchfiihrung der Wahl zur Vertreterversammlung des Versor-
gungswerkes der Rechtsanwilte in Brandenb urg gemdf § 9

Absatz 5 der Wahlordnung fiir die Vertreterversammlung des
Versorgungswerkes der Rechtsanwilte in Brandenb urg vom
27.Juni 2011 (ABI. S. 1143) wird der Name ,,Sen Uwe Wieder-
hoft durch den Namen ,,Sven Uwe Wiedenhoft* ersetzt.

Brandenburg an der Havel, den 18. Juli 2011

Der Wahlausschuss
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Bestiitigung der Jahresrechnung 2009
der Regionalen Planungsgemeinschaft
Lausitz-Spreewald

Bekanntmachung der Regionalen Planungsgemeinschaft
Lausitz-Spreewald
Vom 27. Juni 2011

Die Regionalversammlung der Re gionalen Planungsgemein-
schaft Lausitz-Spreewald hat mit Beschluss-Nr. 39/153/11 vom
23.Juni 2011 die Jahresrechnung fiir das Haushaltsjahr 2009 be-

statigt und die Entlastung des Vorsitzenden der Re gionalver-
sammlung Lausitz-Spreewald fiir das Haushaltsjahr 2009 be-
schlossen.

Cottbus, 27. Juni 2011

Szymanski

Vorsitzender der Regionalversammlung

Die Unterlagen liegen zur Einsichtnahme in der Rgionalen Pla-
nungsstelle aus.
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spétestens imTermin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der F eststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei deiVer-
teilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Glaubigers
und den iibrigen Rechten nachgesetzt. So weit die Anmeldung
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der
Anspruch aus diesem Recht génzlich unberiicksichtigt.

Es ist zweckmaiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge-
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung aus
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol-
gung, einzureichen und den beanspr uchten Rang mitzuteilen.
Der Berechtigte kann die Erklarung auch zur Niederschrift der
Geschiftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das derVersteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZV G mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 13. September 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Falkenberg Blatt 1643 cingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

4  Falkenberg 5 48 Gebaude- und Freifliche 1.171 m?
Uebigauer Str. 4

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Gewerblich genutztes Eckgebau-
de mit Anbau und Garage

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 20.05.2010.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85 a Z\G fest-
gesetzt auf 100.000,00 EUR.

Im Termin am 01.03.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hélfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 37/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 15. September 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebaude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Prosen Blatt 1056 eingetragenen Grundstiicke; Bezeichnung
gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

1 Présen 5 201 Gebdude- und Gebdude-  1.367 m?
nebenflichen

2 Prosen 5 202 Gebdude- und Gebdude-  1.350 m?
nebenfldchen

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Flurstiick 202 bebaut mit einem
Gaststitten-/Pensionsgebdude mit Saunabetrieb und Nebenge-
baude; Flurstiick 201 bebaut mit einem Abstellgebiude, sonst
tiberwiegend Wiese, Griinland; belegen Frauenhainer Weg 11,
Roderland OT Prosen

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 23.03.2010.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 201 5.250,00 EUR
Flurstiick 202 47.000,00 EUR
sowie evtl. Zubehor: 6.250,00 EUR.

Geschéfts-Nr.: 15 K 1/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 22. September 2011, 13:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Prosen Blatt 79 eingetragene Grundstiick; Bezeichnung geméf
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 6, Flur 2, Flurstiick 203, Gebdude- und F  reifldche,

Erholungsfliche, Am Bahndamm 3, grof} 2.652 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Wohnhaus mit
Anbau sowie Nebengebduden (Bj. ca. 1935; Anbau ca. 1981).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 12.04.2010.

Der Verkehrswert wurde gemél} § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 83.000,00 EUR.

Im Termin am 10.05.2011 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
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das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Grundstiickswertes
nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 15 K 30/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 22. September 2011, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Rahnisdorf Blatt 22 ecingetragene Grundstiick; Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 2, Flurstiick 157/3, Gebdude- und F reifldche

Dorfstralie 55, grof3 1.487 m?

versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Einf amilien-
haus (Bj. ca. 1900; Wohnfldche ca. 62 m*) und Nebengebéuden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 19.09.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 24.000,00 EUR.

Im Termin am 26.05.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Hilfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 15 K 114/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 27. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Gundbuch von
Doberlug-Kirchhain Blatt 2469 eingetragene Grundstiick; Be-
zeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2,  Flur 15, Flurstiick 330, Gebaude- und Gebidudeneben-

flachen, Gartenland, Grimmerstr. 25, grof3 1.006 m?
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Bebaut mit einem Mehrfamilien-
haus mit Nebengebduden im Sanier ungsgebiet von Doberlug.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 18.02.2010.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 27.400,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 112/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 27. September 2011, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Neuburxdorf Blatt 38 eingetragenen Grundstiicke; Bezeich-
nung geméil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Flur 3, Flurstiick 304/25, Gebédude- und Freiflache,
grof3 4.733 m?,
Ifd. Nr. 4, Flur 3, Flurstiick 468, Landwir
An der Hauptstral3e, grof3 9.353 m?
versteigert werden.

tschaftsflache,

Beschreibung laut Gutachten: Auf dem Areal (Ifd. Nr. 3) befin-
den sich zwei Hauptgebéude, die als P ension genutzt wurden,
sowie eine Scheune und ein Mehrzweckgebdude. Flurstiick 468
befindet sich direkt an der L 66 und wird derzeit landwitschaft-
lich genutzt, es besitzt jedoch Baulandqualitit.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 04.05.2007.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 304/25: 118.750,00 EUR

Flurstiick 468: 25.000,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 15 K 46/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Dienstag, 27. September 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, die im Grundbuch von
Falkenberg Blatt 1724 eingetragenen Grundstiicke; Bezeich-
nung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 11, Flurstiick 78/2, Gebdude- und F reifliche
Kiebitzer Weg 3 a, grof3 500 m’,
Ifd. Nr. 2, Flur 11, Flurstiick 118, Gebdude- und F reifldche
Kiebitzer Weg 3 a, grofl 581 m’
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Einf amilienhaus und Nebenge-
béude
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 03.11. und 18.12.2008.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf:

Flurstiick 78/2  67.900,00 EUR

Flurstiick 118 400,00 EUR.

Geschifts-Nr.: 15 K 136/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 29. September 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liecbenw erda, Saal 1, der im Wohnungs-
grundbuch von Finsterwalde Blatt 7525 eingetragene hilftige
Miteigentumsanteil am Wohnungseigentum; Bezeichnung ge-
mél Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, 27/1.000 Miteigentumsanteil
Flur 2, Flurstiick 87/1, Gebaude- und Freiflachen, Heimstatten-
siedlung 1 bis 10, grof} 25.924 m’
Der vorgenannte Miteigentumsanteil ist v erbunden mit dem
Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit Ziffer 1 be-
zeichneten 58,70 m?* groBen Wohnung des Hauses Nt 8, verbun-
den mit dem im Schuppenkomplex 1 befindlichen, mit Ziffer 26
bezeichneten Abstellraum sowie mit dem im Kellergebdude be-
findlichen, nicht zu Wohnzwecken dienenden Kellerraum Nr. 25.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Blatt 7500 bis 7536 [ohne das geschlossene Blatt 7537] sowie
Blatt 8121 bis 8124), der hier eingetragene Miteigentumsanteil
ist durch die zu den anderen Anteilen gehdrenden Sondereigen-
tumsrechte beschrinkt.
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VerduBerungsbeschrinkung: Zustimmung durch den Verwalter
erforderlich.

Ausnahmen: Erstverkauf, VerduBerung oder Uberlassung an den
Ehegatten, Verwandte gerader Linie oder Verwandte zweiten Gra-
des der Seitenlinie, durch den Konkursverwalter, durch Zwangs-
vollstreckung.

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: Eigentumswohnung im Endhaus
des Reihenhauses Nr. 8 a (Bj. ca. um 1930) nebst Garage und
Kellerraum.

Der Versteigerungsvermerk fiir den Miteigentumsanteil v on
Carsten Leinweber ist in das genannte Grundbuch eingetragen
worden am 09.09.2010.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 8.400,00 EUR.
Geschéfts-Nr.: 15 K 72/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Donnerstag, 29. September 2011, 14:00 Uhr

im Gerichtsgebidude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenw erda, Saal 1, der im Wohnungs-
grundbuch von Finsterwalde Blatt 7525 eingetragene hilftige
Miteigentumsanteil am Wohnungseigentum; Bezeichnung
gemdl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 27/1.000 Miteigentumsanteil
Flur 2, Flurstiick 87/1, Gebaude- und Freiflachen, Heimstétten-
siedlung 1 bis 10, grof3 25.924 m’
Der vorgenannte Miteigentumsanteil ist v erbunden mit dem
Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit Ziffer 1 be-
zeichneten 58,70 n? groBen Wohnung des Hauses Nt 8, verbun-
den mit dem im Schuppenkomplex 1 befindlichen, mit Ziffer 26
bezeichneten Abstellraum sowie mit dem im Kellergebdude be-
findlichen, nicht zu Wohnzwecken dienenden Kellerraum Nr. 25.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Blatt 7500 bis 7536 (ohne das geschlossene Blatt 7537) sowie
Blatt 8121 bis 8124), der hier eingetragene Miteigentumsanteil
ist durch die zu den anderen Anteilen gehdrenden Sondereigen-
tumsrechte beschrinkt.
VerdufBerungsbeschrankung: Zustimmung durch den Verwalter
erforderlich.
Ausnahmen: Erstverkauf, VerauBerung oder Uberlassung an den
Ehegatten, Verwandte gerader Linie oder Verwandte zweiten
Grades der Seitenlinie, durch den K onkursverwalter, durch
Zwangsvollstreckung.
versteigert werden.
Beschreibung laut Gutachten: Eigentumswohnung im Endhaus
des Reihenhauses Nr. 8a (Bj. ca. um 1930) nebst Garage und
Kellerraum.
Der Versteigerungsvermerk fiir den Miteigentumsanteil v on

*ist in das genannte Grundbuch eingetragen worden
am 07.09.2010.

Der Verkehrswert wurde gemél} § 74a Absatz 5, § 85a ZVG fest-
gesetzt auf 8.400,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 15 K 73/10

Amtsgericht Cottbus

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 13. September 2011, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Ober geschoss, Saal 313, die im  Wohnungs-
grundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 9530, 9531, 9532, 9533,
9534, 9535 eingetragenen Wohnungseigentumseinheiten

Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis - Forst (Lausitz)
Blatt 9530:
Ifd. Nr. 1, 107/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Forst, Flur 33,
Flurstiick 1435, Gebdude- und Freiflache, Kiefern-
weg 52, 1.038 v,
Flurstiick 1436, Gebdude- und Heifldche, Stephans-
weg, 559 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung im Haus 2,
im Erdgeschoss rechts nebst Balkon und einem Kellerraum im
Kellergeschoss, Nr. 6 des Aufteilungsplanes.

Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis - Forst (Lausitz)
Blatt 9531:
Ifd. Nr. 1, 69/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Forst, Flur 33,
Flurstiick 1435, Gebdude- und Freiflache, Kiefern-
weg 52, 1.038 n?,
Flurstiick 1436, Gebdude- und Heifldche, Stephans-
weg 9, 559 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung 7 im Haus 2,
im Erdgeschoss links nebst Balk on und einem Kellerraum im
Kellergeschoss, Nr. 7 des Aufteilungsplanes.

Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis - Forst (Lausitz)
Blatt 9532:
Ifd. Nr. 1, 115/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Forst, Flur 33,
Flurstiick 1435, Gebdude- und Freifliche, Kiefern-
weg 52, 1.038 n?,
Flurstiick 1436, Gebdude- und Heifldche, Stephans-
weg 9, 559 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung 8 im Haus 2
im Obergeschoss rechts nebst Balkon und einem Kellerraum im
Kellergeschoss, Nr. 8 des Aufteilungsplanes.

Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis - Forst (Lausitz)
Blatt 9533:
Ifd. Nr. 1, 70/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Forst, Flur 33
Flurstiick 1435, Gebdude- und Freiflache, Kiefern-
weg 52, 1.038 v,
Flurstiick 1436, Gebdude- und Heifldche, Stephans-
weg 9, 559 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an derWohnung 9 im Haus 2,
im Obergeschoss links nebst Balkon und einem Kellerraum im
Kellergeschoss, Nr. 9 des Aufteilungsplanes.

Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis - Forst (Lausitz)
Blatt 9534:
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Ifd. Nr. 1, 66/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Forst, Flur 33
Flurstiick 1435, Gebdude- und Freiflache, Kiefern-
weg 52, 1.038 n?,
Flurstiick 1436, Gebdude- und Feifldche, Stephans-
weg 9, 559 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung 10 im
Haus 2, im Dachgeschoss links nebst Loggia und einem Keller-
raum im Kellergeschoss, Nr. 10 des Aufteilungsplanes.

Bezeichnung gemil Bestandsv erzeichnis - Forst (Lausitz)
Blatt 9535:
Ifd. Nr. 1, 72/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr undstiick
Gemarkung Forst, Flur 33
Flurstiick 1435, Gebdude- und Freiflache, Kiefern-
weg 52, 1.038 n?,
Flurstiick 1436, Gebdude- und Feifldche, Stephans-
weg 9, 559 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung 11 im
Haus 2, im Dachgeschoss rechts nebst Leggia und einem Keller-
raum im Kellergeschoss, Nr. 11 des Aufteilungsplanes.

Fiir simtliche Bestandsverzeichnisse gilt weiter:

Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Forst Blatt 9525 bis 9535); der hier eingetrage-
ne Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen-
tumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte beschrénkt;
Im Ubrigen wird w egen des Ge genstandes und des Inhalts
des Sondereigentums auf die Be willigung vom 03.07.1995
(UR Nr. 640/1995 der Notarin Niendorf in forst) Bezug genom-
men.

versteigert werden.

Laut vorliegendem Gutachten befindet sich das jeweilige Woh-
nungseigentum, It. Teilungserklarung im Haus 2 als Mehrfami-
lienhaus (Stephansweg 9).

Das Mehrfamilienhaus (Haus 2) ist zum Be wertungsstichtag
nicht existent, anstatt, ein im Rohbau befindliches, nicht unter-
kellertes Zweifamilienhaus (Bj. ca. 2006). Mit Hinblick auf die
Teilungserkldrung sowie Abgeschlossenheitsbescheinigung ist
mit sich darstellender Ortlichkeit kein Sondereigentum am Woh-
nungseigentum Nr. 6 - 11, sonder n nur gemeinschaftliches
Eigentum, gebildet.

Der Versteigerungsvermerk ist in das jeweils genannte Grund-
buch am 07.11.2008 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemif § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

40.000,00 EUR Forst Blatt 9530

25.800,00 EUR Forst Blatt 9531

43.000,00 EUR Forst Blatt 9532

26.170,00 EUR Forst Blatt 9533

24.670,00 EUR Forst Blatt 9534

26.920,00 EUR Forst Blatt 9535

Im Termin am 31.05.2011 ist der Zuschlag ‘ersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot die Halfte des Gr undstiickswertes
nicht erreicht hat.

Geschifts-Nr.: 59 K 199/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 13. September 2011, 14:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Teileigentums-
grundbuch von Altstadt Blatt 1932 eingetragene Teileigentum,
Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 53,37/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gmundstiick
Gemarkung Altstadt, Flur 12, Flurstiick 72, Ge-
baude- und Freifliche, Ostrower Straf3e 13, 13 a,
Grofe: 1.539 m’
verbunden mit dem Sondereigentum an Geverbefldchen im Erd-
geschoss im Haus 2/3 Nt 1 des Aufteilungsplanes;
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Gr undbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Altstadt Blatt 1932 bis Blatt 2036); der hier
eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen
Miteigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte be-
schrinkt.
Verduerungsbeschrankung: Zustimmung durch den Verwalter
erforderlich.
Ausnahmen: Erstverduerung durch den teilenden Eigentiimer;
VerduBerung an Ehe gatten und Abkommlinge; im Wege der
Zwangsvollstreckung oder durch den Konkursverwalter.
Im Ubrigen wird w egen des Ge genstandes und des Inhaltes
des Sondereigentums auf die Be willigung vom 25.07.1994
(UR Nr. 472/1994 des Notars Dieckme yer in Bielefeld) Bezug
genommen, eingetragen am 28.11.1995.
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten befindet sich dasTeileigentum im
Wohn-/Geschéftshaus (viergeschossiges, unterkellertes stadtisches
Reihenhaus, als Kopfhaus; Bj. 1995) Ostrower Strale 13 a, im kd-
geschoss (Gewerbeflache): Grofe: 127 qm.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
16.05.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 155.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 75/08

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Freitag, 16. September 2011, 8:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-

richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 211, die im Grundbuch von

Forst (Lausitz) Blatt 5063 ecingetragenen Grundstiicke; Be-

zeichnung gemdl Bestandsverzeichnis:

1fd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 783, Landwit-
schaftsfliche, Triebeler Strafie 202, 615 n?,

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 784, Gebéude-
und Freiflache, Triebeler Straf3e 202, 107 m?’,

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 785, Gebéude-
und Freiflache, Triebeler Straf3e 202, 52 n?,

1fd. Nr. 4, Gemarkung Forst, Flur 33, Flurstiick 786, Triebeler
Strafle 202, 468 m?

versteigert werden.

Laut den vorliegenden Gutachten ist das Grundstiick 1fd. Nr. 1

Teil eines Gewerbeobjektes, bebaut mit einem eingeschossigen

Lagergebédude (Bj. 1927) sowie mit einem alten Holzschuppen;

das Grundstiick Ifd. Nr. 2 eine geringfiigig tiberbaute Arrondie-
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rungsfliche; das Grundstiick Ifd. Nr. 3 unbebaut und das Gund-
stiick 1fd. Nr. 4 bebaut mit einem unterlellerten Einfamilienhaus
(Bj. 1927, Modernisierung um 1992), einer Werkstatt mit Uber-
dachung (Bj. 1989, tlw. 1927, tlw. 1975), einer Garage (Bj. 1972)
und einer Waschkiiche (Bj. 1927, Teilinstandsetzung 1975).

Die Versteigerungsvermerke sind in das genannte Gr undbuch
am 20.02.2009 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemif § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:
11.500,00 EUR fiir das Grundstiick Ifd. Nr. 1
1.180,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 2
570,00 EUR fiir das Grundstiick 1fd. Nr. 3
91.000,00 EUR fiir das Grundstiick Ifd. Nr. 4.
Geschifts-Nr.: 59 K 19/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Dienstag, 20. September 2011, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, I. Obergeschoss, Saal 313, das im Grundbuch von
Forst (Lausitz) Blatt 3084 eingetragene Grundstiick; Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Forst, Flur 16, Flurstiick 35, Bahnhof-

stralle 87, 823 m?

versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten ist das Gr undstiick mit einem
unterkellerten Mischobjekt mit vier Vollgeschossen (7 Woh-
nungseinheiten insgesamt ca. 649 n¥ Wohnfliche; einer Gewer-
beeinheit im Erdgeschoss ca. 140 ni Nutzfldche) und einem hof-
seitigem Anbau bebaut. Das Dachgeschoss ist nicht zu Wohn-
zwecken ausgebaut. Das Objekt ist Teil einer in geschlossener
Bauweise errichteten Hauserzeile (Bj. ca. 1890, mehrf acher
Umbau, Sanierung 2001/2002).
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
23.05.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 320.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 59 K 88/07

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 20. September 2011, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Gundbuch von
Maust Blatt 547 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemif
Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 52, Gemarkung Maust, Flur 2, Flurstiick 434, Mauster

Dorfstralle, Landwirtschaftsfliche, GroBe: 1.443 nt
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten handelt es sich um ein unbebau-
tes, meist begriintes, ungenutztes Grundstiick.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
15.09.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 43.000,00 EUR.

1237

In einem fritheren Termin ist der Zuschlag gemal} § 85aAbsatz 1
ZVG versagt worden.
Geschifts-Nr.: 59 K 225/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 22. September 2011, 8:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge-
richtsplatz 2, 1. Obergeschoss, Saal 210, die im Grundbuch von
Roggosen Blatt 483 cingetragenen 1/2-Anteile an den Grund-
stiicken; Bezeichnung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Roggosen, Flur 1, Flurstiick 73/7, Rog-
gosener HauptstraB3e 13, Gebaude- und F reiflédche,
Wohnen, 841 n?’,
Ifd. Nr. 2, Gemarkung Roggosen, Flur 1, Flurstiick 79/1, Rog-
gosener Hauptstraf3e 13, 753 n?
versteigert werden.
Laut vorliegendem Gutachten sind die Grundstiicke mit einem
tlw. unterkellerten Zweifamilienhaus (Bj. 1900, Modemisierung
1995,2004 bis 2007), einemWirtschaftsgebdude (Bj. 1900, Teil-
modernisierung in den 90er Jahren) und einem Schuppen mit
Anbau bebaut.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.02.2008 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemif § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:
111.000,00 EUR fiir das Flurstiick 73/7
12.240,00 EUR fiir das Flurstiick 79/1.
Geschifts-Nr.: 59 K 19/08

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 23. August 2011,11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Bad Saa-
row-Pieskow Blatt 2693 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Bad Saaro w-Pieskow, Flur 13, Flur-
stiick 50, GrofBle: 2.571 nv
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.07.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74 aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 135.500,00 EUR.

Nutzung: baureifes Land.
Postanschrift: Diensdorfer Str., 15526 Bad Saarow-Pieskow.

Im Termin am 26.05.2009 ist der Zuschlag wersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 3 K 186/08
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Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Dienstag, 13. September 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Lindenberg
Blatt 459 eingetragenen Grundstiicksanteile, Bezeichnung
gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Gemarkung Lindenberg, Flur 1, Flurstiick 389, Ge-

baude- und Freifliche, Wohnen, Grofe: 2.114 m’

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
20.10.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 44.000,00 EUR (insgesamt).

Nutzung: teilweise unterkellerte Doppelhaushélfte mit Neben-
gelass.

Postanschrift: Dorfstr. 13, 15848 Tauche OT Lindenberg.

Geschifts-Nr.: 3 K 246/08

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 13. September 2011, 13:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Gr undbuch von Storkow
Blatt 2118 ecingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméal
Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. I, Gemarkung Storkow, Flur 29, Flurstiick 11, Gebéu-

de- und Freiflache, H.-Heine-Str. 40, Grofie: 760 n?
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
18.02.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 2.000,00 EUR.

Nutzung: zwei abbruchreife Wohngebéude.
Postanschrift: Heinrich-Heine-Str. 40, 15859 Storkow.
Geschifts-Nr.: 3 K 24/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 14. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Fiirstenwalde Blatt 3974 eingetragene Grundstiick, Bezeich-
nung gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 95, Flurstiick 132, GroBe: 143 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
08.04.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 145.600,00 EUR.

Im Termin am 08.12.2010 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichung der 7/10-Grenze geméf § 74a ZVG versagt.

Postanschrift: Wriezener Str. 1 b, 15517 Firstenwalde
Bebauung: Biirogebdude und Nebengebiude
Geschifts-Nr.: 3 K 51/08

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufthebung
der Gemeinschaft soll am

Mittwoch, 14. September 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Eisenhiittenstadt Blatt 574 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemafl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 18, Flurstiick 717, GroBe: 536 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
17.11.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 40.000,00 EUR.

Postanschrift: Bahnhofstr. 85, 15890 Eisenhiittenstadt OT Fiirs-
tenberg

Bebauung:  Wohnhaus und Nebengebidude (Nutzung der bau-
lichen Anlage ist untersagt - es besteht Einsturz-
gefahr)

Geschifts-Nr.: 3 K 358/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 14. September 2011, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Frankfurt (Oder), Miillroser Chaussee 55,
Saal 302, das im Grundbuch von Merz Blatt 195 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung geméf Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur2, Flurstiick 481, Gebédude- und Feifldche, Ver-

kehrsflache, Forsterei Ragow 3, Grofe: 2.007 nv’

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.09.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 35.000,00 EUR.

Im Versteigerungstermin am 03.12.2010 ist der Zuschlag vegen
Nichterreichens der 5/10-Grenze versagt worden.

Postanschrift: Forsterei Ragow 3, 15848 Ragow-Merz

Bebauung:  Doppelhaushilfte in F achwerkbauweise und
Nebengebiude

Geschifts-Nr.: 3 K 288/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 15. September 2011,11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Miill-
roser Chaussee 55, 15236 F rankfurt (Oder), Saal 302, das im
Grundbuch von Miillrose Blatt 2386 eingetragene Grundstiick,
Bezeichnung geméil Bestandsverzeichnis:
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Ifd. Nr. I, Gemarkung Miillrose, Flur 4, Flurstiick 733, Grofe:

455 m’
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde geméil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 137.500,00 EUR (inklusive Einbaukiiche).

Postanschrift: Seeallee 32 A, 15299 Miillrose

Beschreibung: bebaut mit nichtunterk ellertem Wohnhaus mit
Biiroteil, Bj. 1998

Geschifts-Nr.: 3 K 264/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 21. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gr  undbuch von
Alt Madlitz Blatt 226 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung
gemil Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 2, Flur 1, Flurstiick 44, Grofle: 1.660 gm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
29.03.2010 bzw. 17.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 75.000,00 EUR.

Postanschrift: Friedhofstr. 3/3 a, 15518 Madlitz-Wilmersdorf
OT Alt Madlitz

Bebauung: zwei Wohnhéuser und mehrere Nebengebédude

Geschéfts-Nr.: 3 K 42/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 21. September 2011, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Gundbuch von Lebus
Blatt 1591 eingetragene Grundstiick, Bezeichnung geméil Be-
standsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 9, Flurstiick 169, Grofie: 1.038 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
13.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 190.000,00 EUR.

Postanschrift: Zum Oderhang 11 und 11 a, 15326 Lebus

Bebauung: Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung und an
Ostfassade angebaute Garage mit zw ei Stell-
plétzen.

Geschifts-Nr.: 3 K 262/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 21. September 2011, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Amtsgericht, Miillroser Chaussee 55,
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch
von Frankfurt (Oder) Blatt 14452¢ingetragene Eigentum, Be-
zeichnung gemif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, 500/1000stel Miteigentumsanteil an dem Gundstiick
Flur 145, Flurstiick 181, Gebaude- und Freifliache, Eberswalder
Str., GroBe: 544 qm, werbunden mit dem Sondereigentum an der
Wohnung Nr. 2 des Aufteilungsplanes.
Es besteht ein Sondernutzungsrecht an dem im Lageplan griin
und mit Nr. 2 gekennzeichneten Grundstiicksanteil.
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.08.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 90.000,00 EUR.

Postanschrift: Eberswalder Str. 14, 15234 Frankfurt (Oder)
Bebauung: Doppelhaushilfte
Geschifts-Nr.: 3 K 142/10

Amtsgericht Liibben

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Montag, 19. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben, Gerichtsstr. 2 - 3,
Erdgeschoss, Saal I, die in Luckau, OT Giemannsdorf liegen-
den, im Grundbuch von Giemannsdorf Blatt 205 cingetrage-
nen, nachstehend beschriebenen Grundstiicke
Bestandsverzeichnis Nr. 33
Gemarkung Giemannsdorf
Flur 3, Flurstiick 161, Gebdude- und F  reifliche - Bauland,
Am Effeld 24, grof3 488 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 34
Gemarkung GieBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 162, Gebdude- und F  reifliche - Bauland,
Am Effeld 14, grof 435 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 35
Gemarkung GieBBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 163, Gebdude- und F  reifliche - Bauland,
Am Effeld 17, grof3 457 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.07.2009 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemil § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:
Bestandsverzeichnis Nr. 33
Bestandsverzeichnis Nr. 34
Bestandsverzeichnis Nr. 35
AZ:52K 31/09

13.000,00 EUR
13.200,00 EUR
13.900,00 EUR.



1240 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 29 vom 27. Juli 2011

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Montag, 19. September 2011, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben, Gerichtsstr. 2 - 3,
Erdgeschoss, Saal 11, die in Luckau, OT Giefmannsdorf liegen-
den, im Grundbuch von Giefmannsdorf Blatt 205 eingetrage-
nen, nachstehend beschriebenen Grundstiicke
Bestandsverzeichnis Nr. 36
Gemarkung GieSmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 164, Gebdude- und F  reifliche - Bauland,
Am Effeld 18, grofl 458 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 37
Gemarkung GieBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 165, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am EBfeld 21, groB3 549 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 38
Gemarkung GieBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 166, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am Efifeld 15, grofl 459 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 40
Gemarkung GieSmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 168, Gebaude- und F  reifliche - Bauland,
Am EBfeld 19, groB 498 gm
Bestandsverzeichnis Nr. 41
Gemarkung GieBBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 169, Gebdude- und F  reifliche - Bauland,
Am Efifeld 20, grofl 605 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.07.2009 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemaf § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

Bestandsverzeichnis Nr. 36~ 14.000,00 EUR
Bestandsverzeichnis Nr. 37 15.100,00 EUR
Bestandsverzeichnis Nr. 38 16.200,00 EUR
Bestandsverzeichnis Nr. 40 17.000,00 EUR
Bestandsverzeichnis Nr. 41 19.000,00 EUR.

AZ:52 K 32/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Montag, 19. September 2011,11:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben, Gerichtsstr. 2 - 3,
Erdgeschoss, Saal 11, die in Luckau, OT Giefmannsdorf liegen-
den, im Grundbuch von Gieffimannsdorf Blatt 205 eingetrage-
nen, nachstehend beschriebenen Grundstiicke,
Bestandsverzeichnis Nr. 2
Gemarkung GieBBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 121, Verkehrsfliche, Landwirtschaftsflache,
An der B 96, gro3 12.303 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 46
Gemarkung Gieimannsdorf
Flur 3, Flurstiick 177, Gebédude- und Feiflache, grof3 13.585 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.07.2009 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemal} § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:

Bestandsverzeichnis Nr. 2:
Bestandsverzeichnis Nr. 46:
AZ:52 K 28/09

4.300,00 EUR
2.700,00 EUR.

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Montag, 19. September 2011, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Liibben, Gerichtsstr. 2 - 3,
Erdgeschoss, Saal 11, die in Luckau, OT Giefmannsdorf liegen-
den, im Grundbuch von Gieffimannsdorf Blatt 205 eingetrage-
nen, nachstehend beschriebenen Grundstiicke,
Bestandsverzeichnis Nr. 8
Gemarkung GieBBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 132, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am Ef3feld 37, grofl 559 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 10
Gemarkung Gieimannsdorf
Flur 3, Flurstiick 134, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am Efifeld 36, grofl 728 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 11
Gemarkung GieSmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 135, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am EBfeld 35, grof3 565 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 12
Gemarkung GieSmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 136, Gebdude- und F  reifliche - Bauland,
Am Effeld 34, grol 511 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 15
Gemarkung GieBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 139, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am EBfeld 10, grof 450 qm
Bestandsverzeichnis Nr. 16
Gemarkung GieBmannsdorf
Flur 3, Flurstiick 140, Gebdude- und F  reifldche - Bauland,
Am EBfeld 13, grof3 443 qm
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
07.07.2009 eingetragen worden.

Die Verkehrswerte wurden gemil} § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf:
Bestandsverzeichnis Nr. 8
Bestandsverzeichnis Nr. 10
Bestandsverzeichnis Nr. 11
Bestandsverzeichnis Nr. 12
Bestandsverzeichnis Nr. 15
Bestandsverzeichnis Nr. 16
AZ:52 K 29/09

12.700,00 EUR
15.200,00 EUR
15.000,00 EUR
13.600,00 EUR
13.700,00 EUR
13.500,00 EUR.

Amtsgericht Neuruppin

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 18. August 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die in
den Grundbiichern von Meyenburg Blatt 2679 und 2685 cinge-
tragenen Grundstiicke, Bezeichnung geméB Bestandswerzeichnis:



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 29 vom 27. Juli 2011 1241

Blatt 2679
Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofle

1 Meyenburg 4 100 Gebiude- und Freiflache 858 m?
Betriebsfliche

Plauer Strafle

Gebiude- und Freiflache 876 m?
Betriebsfliche

Plauer Strafle

2 Meyenburg 4 103

Blatt 2685
Bezeichnung gemédl Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 Meyenburg 4 101 Gebiude- und Freifliche 1.696 m?
Betriebsflache

Plauer Strafle

Gebdude- und Freifldche 779 m?
Betriebsflache

Plauer Strafle

Gebdude- und Freifliche 2.553 m?
Betriebsflache

Plauer Strafle

2 Meyenburg 4 102

3 Meyenburg 4 107/1

gemdl Gutachten: Gewerbegrundstiicke, bebaut mit einem
SB-Markt und P avillion (Bj. 1991) in
16945 Meyenburg, Plauer Strafie 23 - 31

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Gr undbiicher

am 01.11.2007 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf insgesamt: 910.000,00 EUR
a) fiir das Grundstiick

Flur 4 Flurstiick 100 (Blatt 2679) auf
b) fiir das Grundstiick

Flur 4 Flurstiick 103 (Blatt 2679) auf  170.000,00 EUR
¢) fiir das Grundstiick

Flur 4 Flurstiick 101 (Blatt 2685) auf  420.000,00 EUR
d) fiir das Grundstiick

Flur 4 Flurstiick 102 (Blatt 2685) auf ~ 180.000,00 EUR
e) fiir das Grundstiick

Flur 4 Flurstiick 107/1 (Blatt 2685) auf 100.000,00 EUR.
AZ: 7K 493/07

40.000,00 EUR

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 8. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl- Marx- Str. 18a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im
Grundbuch von Miihlenbeck Blatt 1789 eingetragene Woh-
nungseigentum, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

1 99,53/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstiick
Miihlenbeck 6 3172 Gebidude- und Freiflache 1.957 m?
Woltersdorfer Str. 18
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung nebst Keller
und an dem Tiefgaragenstellplatz, im Aufteilungsplan bezeichnet
mit Nr. 4.

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofie

Das Miteigentum ist beschrinkt durch die zu den anderen Miteigen-
tumsanteilen gehorenden Sondereigentumsrechte, eingetragen in
den Bléttern 1786 bis 1795 (ausgenommen dieses Gundbuchblatt).
Wegen Inhalt und Gegenstand des Sondereigentums Bezugnahme
auf Bewilligung vom 5. Mérz 1997/16. Juni 1997/9. September
1997 (UR.Nr. 61/97, 148/97, 218/97 Notar Lode in Berlin).

2 Wegerecht, Ver- und Entsorgungsleitungsrecht, Recht auf Betreten

zu 1 und Aufgraben des Grundstiicks zur Vornahme von Instandhal-
tungsarbeiten an dem Grundstiick Miihlenbeck Flur 6 Nt 31/1, ein-
getragen im Grundbuch von Miihlenbeck Blatt 1588 Abt. I Nr. 2,
tibertragen aus Blatt 1745, eingetragen am 16. September 1997.

laut Gutachten im ersten OG rechts gelgenes Wohneigentum im
MFH Woltersdorfer Str. 18 in 16567 Miihlenbeck, WHIl.: ca.
86,41 m* mit Tiefgaragenstellplatz

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.03.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 75.000,00 EUR.
AZ: 7K 53/10

Zwangsversteigerung

Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am
Dienstag, 20. September 2011, 14:30 Uhr

im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-

ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im

Grundbuch von Velten Blatt 483 eingetragene Grundstiick,

Bezeichnung gemal Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroBe
2 Velten 12 15 999 m?

laut Gutachter: unbebautes Baulandgrundstiick Bahnstraf3e 13
in 16727 Velten

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

27.10.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemif § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 37.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 7 K 289/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 22. September 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu-
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, die im
Grundbuch von Templin Blatt 3665 eingetragenen Grundstiicke,
Bezeichnung gemall Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage Grofe

2 Templin 15 70/1 Gebiude- und Freifliche  1.585 m?
Handel und Dienstleistun-

gen, Lychener Strafe 25 a
Verkehrsfliche Straf3e, 1.372 m?
Verkehrsflache Platz,

Lychener Strale

3 Templin 15  69/16
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Nr. Gemarkung Flur Flurstiick Wirtschaftsart und Lage GroBe

3 Templin 15 69/17 Gebaude- und Freifldche 701 m*
Handel und Dienstleistun-

gen, Verkehrsflache Strafle,
Lychener Stralle 25 a

Gebidude- und Freiflache 2.225 m?
Lychener Strafie 25 a

5 Templin 15 71/1

laut Gutachter: Geschéftsgrundstiick Lychener Strafle 25 a in
17268 Templin, bebaut mit 3 Einkaufsméarkten
und einem Lagergebdude (BV 1fd. Nr. 2, 1 Dro-
geriemarkt mit 225 n? Nutzfl., 1 Getrankemarkt
mit 428 m? Nutzfl., 1 Lagergebdude mit 63 m?
Nutzfl., 1 Lebensmittelmarkt mit 667 ni Nutzfl.)
sowie die unbebauten bzw . durch Uberbau
belasteten Grundstiicke (BV Ifd. Nr. 3 und 5)

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

25.01.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

- insgesamt 1.215.000,00 EUR

- Grundstiick 1fd. Nr. 2:  1.070.000,00 EUR

- Grundstiick 1fd. Nr. 3: 59.700,00 EUR

- Grundstiick Ifd. Nr. 5: 67.000,00 EUR

Im Termin am 29.04.2011 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschliellich des Kapitalvertes der
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden Rech-
te die Halfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
Geschifts-Nr.: 7 K 7/10

Amtsgericht Potsdam

Zwangsversteigerung/keine Grenzen (5/10 und 7/10)
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 29. August 2011, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 310, das im Grundbuch
von Treuenbrietzen Blatt 4674 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung gemal Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 3, Gemarkung Treuenbrietzen, Flur 6,
Flurstiick 122/10, Gebdude- und F reifliche, Woh-
nen, Hans-Grade-Weg 34, 513 m?,
Flurstiick 484, Gebdude- und F reifliche, Wohnen,
Hans-Grade-Weg 34, 27 m?
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 139.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 31. Juli 2009 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist mit einem Einf amilienwohnhaus (Bj. ca.
1989, WHL. ca. 110 m?*) nebst Garage und Schuppen bebaut.

Im Termin am 22. September 2010 ist der Zuschlag ersagt wor-
den, weil das abgegebene Meistgebot die Halfte des Verkehrs-
wertes nicht erreicht hat.

AZ:2 K 255/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am

Donnerstag, 22. September 2011, 12:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8,
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Gr und-
buch von Damsdorf Blatt 1336 eingetragene Grundstiick, Be-
zeichnung geméafl Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 1, Flur 3, Flurstiick 207, Gebdude- und F  reifldche,

Lehniner Straf3e 126, groB3: 640 m?

versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 118.000,00 EUR festgesetzt w orden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 21.April 2010 einge-
tragen worden.

Das Grundstiick ist mit einem noch nicht ganz fertig gestellten,
nicht unterkellerten Einfamilienwohnhaus in Massivbauweise
(Bj. ca. 2002, W1l. ca. 92 n?) nebst Garage und Schuppen bebaut.
AZ:2K 114/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Dienstag, 1. November 2011, 13:30 Uhr
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310,
das im Wohnungsgrundbuch von Falkensee Blatt 13566 einge-
tragene Wohnungseigentum, Bezeichnung gemifl Bestandsver-
zeichnis:
Ifd. Nr. 1, 134,147/1.000 Miteigentumsanteil an dem Gr und-
stiick Gemarkung Falkensee, Flur 38, Flurstiick 590,
Gebiude- und Gebidudenebenfliachen, Wiesenstralie 4,
Grofe: 884 m?
verbunden mit dem Sondereigentum an detWohnung im II. Ober-
geschoss rechts mit Abstellraum, Nr. 7 im Aufteilungsplan
es sind hinsichtlich auflerhalb des Gebdudes auf dem Gr und-
stlick eingerichteter Kfz-Abstellpldtze Sondernutzungsregelun-
gen getroffen
versteigert werden.
Die Wohnung befindet sich im 2. Obergeschoss und besteht aus
3 Zimmern, Kiiche, Bad und Toilette und Balkon. Die Wohnfla-
che betrigt etwa 76 m’.
Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Gundbuch am
10.02.2011 eingetragen.

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 92.000,00 EUR. Die
Wohnung ist vermietet.
AZ:2K23/11

Zwangsversteigerung - ohne Grenzen
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 2. November 2011, 10:30 Uhr
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im Hauptgebdude des Amtsgerichts in 14467 Potsdam, Hegel-
allee 8 im Saal 304.1, II. Obergeschoss, die im Grundbuch von
Phében Blatt 601 eingetragenen Grundstiicke der Gemarkung
Phoben, Bezeichnung gemill Bestandsverzeichnis:

Ifd. |Flur |Flur- | Wirtschaftsart und Lage Grofle Werte
Nr. stiick inm?| in EUR
1 3 71 Landwirtschaftsflache, 14.053
Wasserfliche, Am Phobe-
ner Bruch
142 | Wasserfliache, Graben 1.565
143 | Wasserflache, Graben 5.455
4 14/1 | Griinland 2.000
14/2 | Forsten und Holzungen 10.180
44 Ackerland, Gartenland, 11.085
Am Torfgraben
61 Landwirtschaftsflache, 9.902

Wasserfliche, Am Phobe-
ner Bruch, Schmergower

Stralle

62 Landwirtschaftsflache, 32.070
Griinland, Obstanbauflache,
Kemnitzer Stralle 2 D

70 Griinland, Am Torfgraben 1.192

158/1| Ackerland 14.200

158/2| Gebédude- und Freifldche, 2.500 | 245.140
Am Phobener Bruch

158/5| Verkehrsflache, Unland, 53.000
Am Phobener Bruch 2 C

158/7| Waldfldache, Am Phobener | 125.648
Bruch

159 | Weg, rechts vom Weg von 288

Derwitz nach Phoben
168 | Verkehrsfliche, Am Phobe- 5.840

ner Bruch

181 | Weg, nordlich der Gemar- 885
kung

182 | Gartenland, Ackerland, 138.941

Forsten und Holzungen,
Weg, Grenze von Kemnitz

184 | Forsten und Holzungen, 24918
Grenze von Kemnitz

185 | Forsten und Holzungen, 18.544
Grenze von Kemnitz

186 | Forsten und Holzungen, 16.430

Grenze von Kemnitz

2 4 47 Ackerland, Am Torfgraben 10.816| 11.200
insgesamt 256.340
versteigert werden.

Bei folgenden Flurstiicken hat der Gutachter die Nutzung als
von den Angaben im Grundbuch abweichend beschrieben:

Flur 4 Flurstiick | Wirtschaftsart und Lage GrofBe in m?
44 Griinland, Koppel 5.085
verschilft Odland 6.000

61 Acker/Griinland 8.212
Wasserflache 1.690

Pferdestall (von ca. 1995, einfaches
Holzstdnderwerk mit 8 Boxen,
Sachwert etwa 50.000 EUR)

Am Phobener Bruch,
Schmergower Strafe

Flur 4 Flurstiick | Wirtschaftsart und Lage GrofBe in m*
62 Acker 28.570
Wasserflache 3.500
Kemnitzer Strafie 2 D
158/2 Gebédude- und Freifldche, 2.500
Am Phobener Bruch
mit einer Scheune iiberbaut
158/5 Deponie rekultiviert, 53.000
Am Phébener Bruch 2 C
158/7 Wald 125.648
davon: Gebéudeflache 1.000 m*
Deponie rekultiviert
25.000 m?
Scheune (von ca. 1900, Instandhal-
tungsstau, Bauméngel)
Am Phobener Bruch
159 Brache, rechts vom Weg von Der- 288
witz nach Phében
181 Wald, nordlich der Gemarkung 885
47 Griinland/Koppel, Am Torfgraben 10.816

Die Beschreibung entstammt dem Gutachten und erfolgt ohne
Gewihr (die Innenbesichtigung war nur teilweise moglich).

Die Verkehrswerte wurden gemaf § 74aAbsatz 5 ZVG wie oben
angegeben festgesetzt.

Am 04.05.2011 wurde der Zuschlag versagt, weil das Meistge-
bot nicht 5/10 des Verkehrswertes erreicht hatte.

Der Versteigerungsvermerk ist am 07.05.2010 in das genannte
Grundbuch eingetragen worden.
AZ:2K 147/10

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Freitag, 4. November 2011, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebdude 01968 Senftenber g, Steindamm 8, Erd-
geschoss, Saal EO1, das im Grundbuch von Calau Blatt 1720
eingetragene Grundstiick der Gemarkung Calau, Flur 10, Flur-
stiick 134, Gebaude- und F reifliche, Landwirtschaftsflache,
2.930 m* groB3,
versteigert werden.
Lage: Karl-Marx-Strafle 128 und 128 a, 03205 Calau
Bebauung: Wohn- und Geschéftshaus, Garagen und Car port,
freistehendes Einfamilienhaus
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
24.01.2011 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemél § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf 299.000,00 EUR.
Geschifts-Nr.: 42 K 1/11

Amtsgericht Strausberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Montag, 22. August 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebdude Klosterstr. 13 in 15344 Strausbesg, im Saal 1,
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das im Grundbuch von Stolpe Blatt 340 eingetragene Grund-

stiick, Bezeichnung gemdB Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 1, Gemarkung Stolpe, Flur 1, Flurstiick 60, Linde 6,
Grofe 981 m?

laut Gutachten: vermietetes Zweifamilienhaus, voll unterkellert,

Baujahr ca.1940, Wohnfldche ca. 175 m?

Lage: Linde 6, 16278 Angermiinde OT Stolpe

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

11.06.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: 75.800,00 EUR.
AZ:3XK209/10

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Donnerstag, 1. September 2011, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebidude Klosterstralle 13, in 15344 Strausberg, im
Saal 2, das im Gundbuch von Riidersdorf Blatt 4008 cingetra-
gene Grundstiick, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 162, Gemarkung Riidersdorf, Flur 8, Flurstiick 226,
Gebiude- und Freifliche, Hemmoor-Ring, Grofie
447 m?
laut Gutachten: noch einzumessende, unbebaute, baureife fiir
den Bau von Einzelnhdusern zulédssige Bauflache
Lage: Hemmoor-Ring, 15378 Riidersdorf
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.12.2008 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf: Flst. 226 25.000,00 EUR.

Im Termin am 03.02.2010 ist der Zuschlag versagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlielich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hélfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ:3 K 365/09

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Mittwoch, 14. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Klosterstrale 13, in 15344 Strausberg, im

Saal 2, die im Grundbuch von Angermiinde Blatt 3681 einge-

tragenen Grundstiicke, Bezeichnung gemaf} Bestandsverzeich-

nis:

Ifd. Nr. 2, Gemarkung Angermiinde, Flur 1, Flurstiick 83, Ge-
baude- und Freiflaiche, Gustav-Bruhn-Str. 5, 6, 7,
GroBe: 2.209 m?,

Ifd. Nr. 3, Gemarkung Angermiinde, Flur 1, Flurstiick 85, Ge-
baude- und Freifliache, Gustav-Bruhn-Strafle 1, 2, 3, 4,
Grofe: 2.511 m?,

Ifd. Nr. 39, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 509,
Gebdude- und Freifldche, Georg-Wolff-Strafle 7, 8,
9, 10, GréBe: 3.589 1,

1fd. Nr. 40, Gemarkung Angermiinde, Flur 11, Flurstiick 514,
Gebdude- und Freifldche, Georg-Wolff-Strafie 1, 2,
3,4,5, 6, GroBe: 4.437 nr
laut Gutachten:
Flurstiick 83: Grundstiick bebaut mit 5-geschossigem Mehr-
familienhaus mit 30 WE,
Flurstiick 85: Grundstiick bebaut mit 5-geschossigem Mehr-
familienhaus mit 40 WE,
jeweils Bj. 1978 - 81, unterk ellert, Modernisierung 1990 u. a.
Dammfassade, teilw. Heizkorper, Sanitér und F enster, jeweils
3-Raum-Wohnungen mit ca. 61 nt Wfl., iiberwiegend vermietet,
schlechter Allgemeinzustand, hoher Sanierungs- bzw. Instand-
setzungsbedarf
Flurstiick 509: Grundstiick bebaut mit 5-geschossigem Mehrfa-
milienhaus mit 40 WE, Bj. 1978 - 81, unterkellert, Modernisie-
rung 1990 u. a. Ddmmfassade, Hauseingangstiiren, teilw. Heiz-
korper, Sanitér und Fenster, 1-, 2-, 3- und 4-Raum-Wohnungen
mit Wfl. zw. 32 und 72 m?, iberwiegend vermietet, schlechter
Allgemeinzustand, hoher Reparatur- bzw. Instandsetzungsbedarf
Flurstiick 514: Grundstiick bebaut mit 5-geschossigem Mehrfa-
milienhaus mit 60 WE, Bj. 1978 - 81, unterkellert, Modernisie-
rung 1990 u. a. Dimm#issade, Hauseingangstiiren, Fenster, Bal-
kone, teilw. Heizkorper, Sanitdr, 1-, 2-, 3- und 4-Raum-W oh-
nungen mit Wfl. zw. 32 und 72 nf, fast vollstindig vermietet, ho-
her Reparatur- bzw. Instandsetzungsbedarf
Lage: Flurstiick 83: Gustav-Bruhn-Str. 5-7, 16278 Anger-
miinde
Flurstiick 85: Gustav-Bruhn-Str. 1 -4, 16278 Anger-
miinde
Flurstiick 509: Georg-Wolff-Str. 7 - 10, 16278 Anger-
miinde
Flurstiick 514: Geor g-Wolff-Str. 1 -6, 16278 Anger-
miinde
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
19.11.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemill § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

bzgl. Flurstiick 83 auf: 67.000,00 EUR
bzgl. Flurstiick 85 auf: 83.000,00 EUR
bzgl. Flurstiick 509 auf: 226.000,00 EUR

bzgl. Flurstiick 514 auf:
AZ:3K321/10

341.000,00 EUR.

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Montag, 26. September 2011, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Klosterstr. 13 in 15344 Strausbeg, im Saal 2,

die im Grundbuch von Biesenthal Blatt 2960 eingetragenen

Grundstiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 62, Gemarkung Biesenthal, Flur 12, Flurstiick 574, Ge-
bdude- und Freiflache, Erich-Mithsam-Weg, Grofie
2.285 v,

Ifd. Nr. 58, Gemarkung Biesenthal, Flur 12, Flurstiick 578, Ge-
baude- und Freifldche, Erholung, F riedrich-Wolf-
Weg 16, Grofle 1.161 nv



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 29 vom 27. Juli 2011 1245

laut Gutachten: Flurstiick 574, unbebaut, Altlastenverdachts-
flache
Flurstiick 578, Fremdbebauung (alter DDR-
‘Wochenendbungalow)
Lage: 16359 Biesenthal, Erich-Miithsam-Weg, Friedrich-Wolf-
Weg 16
versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
01.12.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil} § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Flurstiick 574 23.000,00 EUR
Flurstiick 578 20.000,00 EUR.
AZ: 3 K 444/09
Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Montag, 26. September 2011, 10:30 Uhr
im Gerichtsgebdude Klosterstr. 13 in 15344 Strausbeig, im Saal 2,
das im Grundbuch von Beiersdorf Blatt 119 eingetragene
Grundstiick, Bezeichnung geméif Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Gemarkung Beiersdorf, Flur 2, Flurstiick 310, Ge-
baude- und F reifliche, Hauptstralie 22, Grofie
615 m?,
sowie das im
Grundbuch von Beiersdorf Blatt 120
eingetragene Grundstiick, Bezeichnung gemill Bestandsv er-
zeichnis:
Ifd. Nr. 4, Gemarkung Beiersdorf, Flur 2, Flurstiick 309, Gebéu-
de- und Freiflache, Hauptstrale 21, Grofie 227 nv,
Ifd. Nr. 5/ Wegerecht an dem Grundstiick Beiersdorf, Flur 2,

zu 4 Flurstiick 317 eingetragen in Beiersdorf Blatt 303
Abteilung II Nr. 3
laut Gutachten:

Beiersdorf Blatt 119 (Flurstiick 310)

bebaut mit Wohnhaus, Massivbauweise, ca. 50 % unterk ellert,
Wohnflédche ca. 190 nt, Baujahr um 1900, Saniemng/Umbau ca.
2000, Anbau, Garage, Remise/Schuppen, Eigeng renziiberbau-
ung des Flurstiicks 309

Beiersdorf Blatt 120 (Flurstiick 309)

Arrondierungsflache, Eigengrenziiberbauung von Flurstiick 310
ausgehend

Lage: 16259 Beiersdorf-F reudenberg OT Beiersdorf, Haupt-
stralle 21

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
25.08.2009 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemil § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:

Grundbuch von Beiersdorf Blatt 120
Flurstiick 309 (1fd. Nr. 4)
Grundbuch von Beiersdorf Blatt 119
Flurstiick 310 (Ifd. Nr. 3)

4.390,00 EUR

99.000,00 EUR.

Im Termin am 16.05.2011 ist der Zuschlag ‘ersagt worden, weil
das abgegebene Meistgebot einschlieBlich des Kapital wertes
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden
Rechte die Hilfte des Grundstiickswertes nicht erreicht hat.
AZ: 3 K 434/09

Zwangsversteigerung

Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am
Montag, 17. Oktober 2011, 11:00 Uhr

im Gerichtsgebdude Klosterstr. 13 in 15344 Strausbeg, im Saal 1,

die im Grundbuch von Neulewin Blatt 547 auf den Namen von

* eingetragenen Grund-

stiicke, Bezeichnung gemél Bestandsverzeichnis:

Ifd. Nr. 7, Gemarkung Neulewin, Flur 1, Flurstiick 656, Ver-
kehrsflache; Dorfstrale, Grofie 693 m?

Ifd. Nr. 8, Gemarkung Neulewin, Flur 1, Flurstiick 657, Gebéu-
de-und Freiflache, Neulewin 106 A, Grofle 1.705 n?

laut Gutachten:

Ifd. Nr. 7, Flurstiick 656, unbebaut

Ifd. Nr. 8, Flurstiick 657, bebaut mit ehemals als P ension ge-
nutztem Mehrzweckgebédude, Baujahr ca. 1980, bau-
licher Zustand mangelhaft, hoher Instandhaltungs-
rlickstau

Lage: Neulewin 106 A, 16259 Neulewin

versteigert werden.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am

08.09.2010 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemédl § 74aAbsatz 5 ZVG festgesetzt
auf:
fiir Ifd. Nr. 7, Gemarkung Neulewin, Flur 1, Flurstiick 656
auf 5.000,00 EUR,
fiir Ifd. Nr. 8, Gemarkung Neulewin, Flur 1, Flurstiick 657
auf 1,00 EUR.
AZ:3K 179/10

* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen der Amtsgerichte Bad Liebenwerda und Strausberg wurden in der
Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt fiir Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne
Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen
papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht beriihrt.


Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen der Amtsgerichte Bad Liebenwerda und Strausberg wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen 
papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht berührt.
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung iiber die
Ungiiltigkeitserklirung eines Dienstausweises

Ministerium der Justiz

Folgender abhanden gekommener Dienstausweis wird hiermit
fiir ungiiltig erklart:

Bors, Dorte, Dienstausweis-Nr. 151 559, ausgestellt am
29. September 2009, giiltig bis zum 28. September 2012.

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Glaubigeraufruf

Verein Campingclub ,,Holzerner See e. V.*

Der Verein ist mit Wirkung vom 6. Mai 2011 aufgeldst. Die
Glaubiger des Vereins werden aufgefordert, sich bei den Liqui-
datoren zu melden.

Annette Matthies Wolfgang Matthies
Dunckerstrafie 48 A Dunckerstrafle 48 A
10439 Berlin 10439 Berlin
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